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richtes Ziirich vom 7. Juni 2016; Proz. FE140588



|l1.

Rechtsbegehren:

Gemeinsame Antrage (act. 19, act. 42, act. 58 und act. 99 sinngemass)

Es sei die Ehe der Parteien gestiitzt auf Art. 114 ZGB zu scheiden und es sei
die Teilvereinbarung der Parteien vom 29. Oktober 2014, ausgenommen die
dortige Betreuungsregelung, zu genehmigen.

Rechtsbegehren zu den strittigen Nebenfolgen

Antrage Klager (act. 42, act. 51, act. 69; act. 87/22; Prot. S. 24)

Es sei dawon Vormerk zu nehmen, dass gegenseitig keine personlichen Unter-
haltsbeitrage geschuldet sind.

Der Klager sei zu verpflichten, der Beklagten an den Unterhalt der beiden Kin-
der C. und D. monatliche Unterhaltsbeitrdge von je Fr. 1'000.— zu
bezahlen, zahlbar jeweils monatlich im Voraus, zuzuglich allfallige gesetzliche
oder vertragliche Kinderzulagen, dies bis zum Erreichen der Mindigkeit eines
Kindes.

Es sei auf eine Teilung der wahrend der Ehe gebildeten beruflichen Vorsorge-
guthaben zu verzichten.

Eventualiter und im Teilungsfall sei der Zinsertrag (berechnet mit einem bei
Freizlgigkeitsguthaben im obligatorischen Bereich geltenden Zinsfuss) auf
dem WEF-Vorbezug von Fr. 122'000.— ab Auszahlung bis zur Rechtskraft des
Scheidungsurteiles bei der Berechnung des zu teilenden Guthabens zu be-
ricksichtigen.

Alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zulasten der Beklagten, zuzlg-
lich Mehrwertsteuer.

Antriage Beklagte (act. 42, act. 58, act. 99, act. 105 sinngemass)

Besuchsrecht

Das Besuchsrecht sei auf jedes vierte Wochenende von Freitagabend bis
Sonntagabend, beginnend mit dem Wochenende vom 6./7. Mai 2016 und eine
Woche Ferien pro Jahr wahrend der Schulferien der Kinder unter Wahrung ei-
ner sechsmonatigen Ankindigungsfrist zu reduzieren.

Sollte der Klager das Besuchsrecht nicht regelmassig auslben, sei das Be-
suchsrecht bis auf weiteres flir unbestimmte Zeit zu sistieren.

Vor der allfalligen Wiederaufnahme won Besuchskontakten sei eine Beistand-
schaft zu errichten und der Beistand/die Beistandin mit der Aufgabe zu betrau-
en, die Kontaktbereitschaft der Kinder zu evaluieren und gegebenenfalls den

Kontakt zwischen den Kindern und dem Vater vorzubereiten und zu begleiten.



Unterhaltsbeitrége fiir die Kinder

2. Der Klager sei zu verpflichten, der Beklagten an die Kosten des Unterhalts und
der Erziehung von C. und D. ab Rechtskraft des Scheidungsurteils
Uber die Mindigkeit hinaus bis zum Abschluss einer ordentlichen Erstausbil-
dung monatliche, jeweilen im Voraus auf den ersten eines Monats zahlbare
Unterhaltsbeitrage je Kind von Fr. 2'000.00 zuzuglich allfalliger Kinder und/oder
Ausbildungszulagen zu bezahlen.

3. Der Klager sei zu verpflichten, sich an ausserordentlichen Kosten der Kinder
(wie aufwandige Zahnbehandlungen, kieferorthopadischen Behandlungen,
schulischen Férderungsmassnahmen u.d.) nach vorgangiger Information und
Vorlage entsprechender Rechnungen jeweils hélftig zu beteiligen, soweit nicht
Dritte, insbesondere Versicherungen, fir diese aufkommen.

4. Der Klager sei zu verpflichten, die Unterhaltsbeitrage gemass Ziffer 2 auch
nach Mindigkeit von C. und D. an die Mutter zu entrichten, solan-
ge sich C. bzw. D. in der Erstausbildung befindet, bei der Mutter

wohnhaft ist und keine selbstandigen Anspriiche gestitzt auf Art. 277 Abs. 2
ZGB gegen ihn stellt oder eine andere Zahlstelle bezeichnet.

Nachehelicher Unterhalt

5. Der Klager sei zu verpflichten, der Beklagten gestutzt auf Art. 125 ZGB monat-
liche, jeweils auf den ersten jeden Monats zum Voraus zahlbare Unterhaltsbei-
trage, inklusive einem unabanderlichen Betrag von Fr. 1'000.00 fir den Aufbau
der angemessenen Altersvorsorge, wie folgt zu bezahlen:

- ab Rechtskraft des Scheidungsurteils bis 30. November 2020:
Fr. 4'931.00,

- vom 1. Dezember 2020 bis 30. November 2026: Fr. 4154.00.

Indexierung

6. Die Unterhaltsbeitrage gemass vorstehend Ziffer 2 und 5 sowie alle im Zu-
sammenhang mit der Unterhaltsregelung stehenden Betrage seien, basierend
auf dem Landesindex der Konsumentenpreise des Bundesamtes fiir Statistik
wvon April 2015, Basis Dezember 2010, von 98.1 Punkten, jeweils automatisch
auf den 1. Januar eines jedes Jahres, erstmals auf den 1. Januar 2016, nach
Massgabe des Indexstandes per Ende November des Vorjahres der Teuerung
nach folgender Formel anzupassen:

urspriingliche Alimente x Index per November des vorange-

Neuer Betrag = gangenen Jahres

98.1

Weist der Klager nach, dass sein Nettogesamteinkommen nicht oder nicht in
wllem Umfang der Teuerung gefolgt ist, so sei fiir die Anpassung der Unter-
haltsbeitrage fur die Beklagte persénlich proportional auf die tatsachliche Erho-
hung seines Nettoeinkommens abzustellen.



Aufteilung der Freiziigigkeitsguthaben (act. 85; act. 94 sinngemass)

7. Es seien die wahrend der Dauer der Ehe geaufneten Freizligigkeitsleistungen
der Parteien unter Berlicksichtigung des ab Auszahlungsdatum bis zur Rechts-
kraft der Scheidung mit einem bei Freizligigkeitsguthaben im obligatorischen
Bereich geltenden Zinssatz aufgezinsten WEF-Vorbezugs des Klagers von
Fr. 122'000.— festzustellen, gestitzt auf Art. 122 ZGB halftig zu teilen und aus-

zugleichen.
Die Pensionskasse des Klagers, E. ..., E. Foundation for F. /
G. Switzerland GmbH, Zlrich, Vertrags Nr. ..., Versichertennummer ...,

sei anzuweisen, unmittelbar nach Rechtskraft des Scheidungsurteils den ent-
sprechenden Betrag auf das Freizlgigkeitskonto der Beklagten bei der Zircher
Kantonalbank, Freizlgigkeitsstiftung, Postfach, 8010 Zirich, Konto Nr. ..., lau-
tend auf B. , ZU Ubertragen.

Alles- unter Kosten- und Entschadigungsfolgen zulasten des Klagers."

Urteil des Bezirksgerichtes Ziirich, 2. Abt., Einzelgericht vom 7. Juni 2016:
(act. 128 S. 118 ff.)

Die Ehe der Parteien wird gestutzt auf Art. 114 ZGB geschieden.

Die Kinder C. , geboren tt.mm.2009, und D. , geboren tt.mm.2010, werden unter

der gemeinsamen Sorge der Eltern belassen.

Die Obhut Uber die Kinder wird der Mutter zugeteilt. Sie werden dementsprechend bei der

Mutter wohnen.

Die Teilvereinbarung der Parteien vom 29. Oktober 2014 wird mit Ausnahme von Ziffer 2
lit. ¢ (Betreuungsregelung) genehmigt. Sie lautet wie folgt:
1. Scheidung

Die Parteien beantragen Gibereinstimmend, es sei ihre Ehe gestiitzt auf Art. 114 ZGB zu schei-
den.

2. Elterliche Sorge, Obhut und Betreuung

a) Elterliche Sorge

Die Parteien beantragen Gibereinstimmend, die elterliche Sorge tiber die Kinder C. ,gebo-
ren am tt.mm.2009, und D. ,geboren am ttmm.2010, beiden Eltern gemeinsam zu be-
lassen.

Entsprechend sind die Parteien verpflichtet, sédmtliche wesentlichen Fragen der Pflege, Erzie-
hung und Ausbildung miteinander abzusprechen. Den Parteien ist bekannt, dass ein Aufent-



haltswechsel der Kinder der Zustimmung beider Parteien bedarf, wenn der neue Aufenthaltsort
im Ausland liegt, oder der Wechsel des Aufenthaltsortes erhebliche Auswirkungen auf die Aus-
Ubung der elterlichen Sorge und die persénlichen Kontakte zwischen einer Partei und den
Kindern hat.

b)  Obhut

Die Parteien beantragen Gibereinstimmend, es sei die Obhut Gber die Kinder der Beklagten zu-
zuteilen. Die Kinder werden demnach ihren Wohnsitzbei der Beklagten haben.

c) [nicht genehmigt]

Erziehungsgutschrift
Die Parteien vereinbaren, dass die Erziehungsgutschriften fiir die Berechnung kiinftiger AHV-

/IV-Renten ausschliesslich der Beklagten angerechnet werden. Die Parteien werden die be-
troffenen Ausgleichskassen iber diese Regelung informieren.

Giiterrecht
In guterrechtlicher Hinsicht treffen die Parteien folgende Regelung:

Der Klager verpflichtet sich, der Beklagten in Abgeltung ihrer giterrechtlichen Anspriiche
Fr. 100'000.— zu bezahlen.

Abgesehen davon behalt jede Partei, was sie zurzeit besitzt respektive was aufihren Namen
lautet.

Mit Vollzug dieser Vereinbarung sind die Parteien in glterrechtlicher Hinsicht vollstandig ausei-
nandergesetz.

Fortsetzung des Verfahrens

Hinsichtlich der weiteren, strittig gebliebenen Scheidungsnebenfolgen beantragen die Parteien
die kontradiktorische Fortsetzung des Verfahrens.

Kosten- und Entschadigungsfolgen

Die Parteien beantragen, es seien die Kosten- und Entschadigungsfolgen mitdem Endent-
scheid zu regeln.

Ziffer 2 lit. c) der Teilvereinbarung der Parteien vom 29. Oktober 2014 wird nicht genehmigt

und durch die Besuchsrechtsregelung gemass nachfolgender Dispositivziffer 6 ersetzt.

a)

D.

Der Klager wird fiir berechtigt und verpflichtet erklart, die Kinder C. und

jeweils am vierten Wochenende eines jeden Monats von Samstag 10:00 Uhr bis

Sonntag 18:00 Uhr zu sich oder mit sich auf Besuch zu nehmen.

Es wird einstweilen kein Feiertags- und Ferienbesuchsrecht festgelegt.



Die Parteien sind berechtigt, einvernehmlich und unter Berlicksichtigung der Bedirfnisse
und Interessen der Kinder ein weitergehendes oder abweichendes Besuchsrecht des Kla-

gers zu vereinbaren.

b) Von der Weigerung des Klagers, die Kinder C. und D. bis zum rechts-
kraftigen Abschluss des Scheidungsverfahrens zu betreuen bzw. sein Besuchsrecht auszu-

Uben wird Vormerk genommen.

c) Das Besuchsrecht des Klagers gemass obiger lit. a) wird einstweilen bis zur rechts-
kraftigen Erledigung des Scheidungsverfahrens ausgesetzt. Die Beklagte wird fur berechtigt

erklart, dem Klager Besuche der Kinder bis dahin nur mit ihrer Zustimmung zu gewahren.

d) Nach rechtskraftiger Erledigung des Scheidungsverfahrens ist der Klager berechtigt
und verpflichtet, das Besuchsrecht gemass obiger lit. a) auszuliben, wobei eine einver-
nehmliche, allenfalls durch eine von den Parteien einzuleitende Beistandschaft begleitete,

sukzessive Ausdehnung des Besuchsrechts anzustreben ist.

a) Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten mit Wirkung ab Rechtskraft des Schei-

dungsurteils fur den Unterhalt und die Erziehung der Kinder C. und D. monatli-

che Unterhaltsbeitrage won Fr. 2'000.—, zuzlglich gesetzlicher und / oder vertraglicher Kin-

derzulagen, je Kind zu bezahlen.

Der Kinderunterhalt ist geschuldet monatlich im Voraus, jeweils auf den ersten eines jeden
Monats auch Uber die Mundigkeit des jeweiligen Kindes hinaus bis zum Abschluss einer

angemessen Ausbildung.

Er ist zahlbar an die Beklagte auch Uber die Miindigkeit des jeweiligen Kindes hinaus, so-
lange dieses bei der Beklagten wohnt und keine selbstandigen Anspriiche gegen den Kla-

ger stellt oder einen anderen Zahlungsempfanger bezeichnet.

b) Der Klager wird verpflichtet, sich an den ausserordentlichen Kosten der Kinder (wie
aufwandigen Zahnbehandlungen, kieferorthopadischen Behandlungen, schulischen Férde-
rungsmassnahmen) nach worgangiger Information und Vorlage entsprechender Rechnun-
gen hélftig zu beteiligen, soweit nicht Dritte, insbesondere Versicherungen, dafir aufkom-
men. Bei Uneinigkeit steht es jener Partei, welche fiir ausserordentliche Kosten der Kinder
zunachst alleine aufzukommen hat, offen, die halftige Beteiligung der anderen Partei ge-

richtlich geltend zu machen.

a) Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten personlich monatlich im Voraus jeweils auf

den ersten eines jeden Monats zahlbare nacheheliche Unterhaltsbeitrage (Vorsorgeunter-



halt von Fr. 350.— monatlich eingeschlossen) im Sinne von Art. 125 ZGB wie folgt zu bezah-

len:

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 1'644.—,

- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 1'904.—,

- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 Fr. 1'184.—,

- ab April 2021 bis November 2022 Fr. 1134.—

- ab Dez. 2022 bis November 2026 Fr. 1'084.—.

b) Ab Dezember 2026 ist kein nachehelicher Unterhalt mehr geschuldet.

Die Festsetzung der Unterhaltsbeitrage gemass obigen Ziffern 7 und 8 basiert auf folgenden

Grundlagen:

Einkommen Beklagte (netto) / Vermogen

- ab Rechtskraft bis 30. November 2020: Fr. 2'390.—
- ab Dezember 2020: Fr. 3'370.—
- Vermdgen ab Rechtskraft: Fr.  802'000.—-

Einkommen Klager (netto) / Vermbgen

- Lohn (inkl. aller Sonderzahlungen / Ertrage): Fr. 39'800.—
- Vermdgen ab Rechtskraft: Fr. 153'800.—

Gebihrender Bedarf Beklagte (inklusive Kinder / Steuern / KiZu abgezogen)

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 7'684.—
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 7'944 —
- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 Fr. 8'204.—
- ab April 2021 bis November 2022 Fr. 8'154.—
- ab Dez. 2022 bis November 2026 Fr. 8'104.—.

Die Unterhaltsbeitrage gemass obiger Ziffer 7 und 8 und die Betrdge der zur Reduktion bzw.
Erhdhung berechtigten Netto-Erwerbseinkommen basieren auf dem Landesindex der Kon-
sumentenpreise des Bundesamtes fiir Statistik, Stand Ende April 2016 von 100,4 Punkten

(Basis Dezember 2010 = 100 Punkte). Sie sind jeweils auf den 1. Januar eines jeden Jah-



11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

res, erstmals auf den 1. Januar 2017, dem Stand des Indexes per Ende November des Vor-

jahres anzupassen. Die Anpassung erfolgt nach folgender Formel:

alter Unterhaltsbeitrag x neuer Index

Neuer Unterhaltsbeitrag = —
alter Index

Weist die zu Unterhaltsleistungen verpflichtete Partei nach, dass sich ihr Einkommen nicht
im Umfange der Teuerung erhdht, so werden die Unterhaltsbeitrage gemass Ziffern 7 und 8

nur proportional zur tatsachlichen Einkommenssteigerung angepasst.

Fallt der Index unter den Stand von Ende April 2016, berechtigt dies nicht zu einer Herab-

setzung der Unterhaltsbeitrage.

Die Erziehungsgutschriften fur die Berechnung kinftiger AHV-/IV-Renten werden aus-

schliesslich der Beklagten angerechnet.

a) Die Pensionskasse des Klagers, E. Foundation for F. y ey ... [Adresse],
wird angewiesen, mit Rechtskraft des Scheidungsurteils vom Konto des Klagers (Vertrags-
Nr. ..., Vers.-Nr....) Fr. 125'834.— auf das Freizigigkeitskonto der Beklagten bei der Zircher

Kantonalbank, Freizlgigkeitsstiftung, Postfach 8010 Ziirich (Konto-Nr. ...), zu Uberweisen.

b) Die Pensionskasse des Klagers, E._ Foundation for F.___ | ..., ... [Adresse],
wird weiter angewiesen, mit Rechtskraft des Scheidungsurteils vom Konto des Klagers (Ver-
trags-Nr. ..., Vers.-Nr....) zusatzlich zum Betrag gemass obiger lit. a) den im Zeitraum 29.
Marz 2016 bis Rechtskraft des Scheidungsurteiles auf dem WEF-Vorbezug des Klagers von
Fr. 122'000.— anfallenden, anhand des fir Freizlgigkeitsguthaben im obligatorischen Be-
reich geltenden Zinssatzes berechneten Zinsertrag, auf das Freizlgigkeitskonto der Beklag-
ten bei der Ziircher Kantonalbank, Freiziigigkeitsstiftung, Postfach 8010 Zirich (Konto-Nr.

...), zu Uberweisen.

Von der Verpflichtung des Klagers zur Bezahlung einer guterrechtlichen Ausgleichszahlung
an die Beklagte in der Héhe von Fr. 100'000.— wird Vormerk genommen.

Die Entscheidgebihr wird auf Fr. 34'300.— festgesetzt. Allfallige weitere Kosten bleiben vor-

behalten.

Die Kosten werden dem Klager zu 65% und der Beklagten zu 35% auferlegt.

Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten eine Parteientschadigung von Fr. 17'480.—, zu-

zlglich 8% Mehrwertsteuer bzw. Fr. 1'398.—, zu bezahlen.

Schriftliche Mitteilung



18.

(Rechtsmittel)

Berufungsantrage:

des Klagers, Berufungsklagers und Anschlussberufungsbeklagten (act. 126 S. 2):

ll1.

Dispositiv Ziff. 7 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 sei aufzuheben
und insofern abzuandern, als dass der Berufungsklager zu verpflichten sei, der Berufungs-
beklagten an den Unterhalt der beiden Kinder C. und D. monatliche Unterhalts-
beitrage von je CHF 1000 zu bezahlen, zahlbar jeweils monatlich im Voraus, zuzuglich all-
fallige gesetzliche oder vertragliche Kinderzulagen, dies bis zum Erreichen der Mindigkeit
eines Kindes.

Dispositiv Ziff. 8 des Urteils des Bezirksgerichts Ziirich vom 7. Juni 2016 sei aufzuheben
und es sei zu erkennen, dass gegenseitig kein personlicher Unterhalt geschuldet sei.

Dispositiv Ziff. 9 des Urteils des Bezirksgerichts Ziirich vom 7. Juni 2016 sei aufzuheben
und folgendes festzustellen:

Einkommen Berufungsbeklagte (Netto) / Vermodgen

Ab Rechtskraft bis Dezember 2020 CHF 4'000
Ab Dezember 2020 CHF 8'000
Vermdgen ab Rechtskraft CHF 1'000'000
Einkommen Berufungsklager

Lohn (inkl. Sonderzahlungen, Ertrage) CHF 25'300
Vermdgen ab Rechtskraft CHF 153'800
Gebiihrender Bedarf Berufungsbeklagte (inkl. Kinder)

Ab Rechtskraft bis Marz 2019 CHF 4'066
Ab April 2019 - November 2020 CHF 4'266
Ab Dezember 2020 - Abschluss Ausbildung eines Kindes CHF 4'466

Dispositiv Ziff. 12 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 sei aufzuheben;
es sei angesichts der finanziellen Lage der Berufungsbeklagten und der gegebenen alters-
vorsorge der Berufungsbeklagten won einer halftigen Teilung der wahrend der Ehe gebilde-
ten Vorsorgeguthaben abzusehen.

Dispositiv Ziff. 15 und 16 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 (Auferle-
gung Gerichtskosten und Parteientschadigung) sei aufzuheben und gemass Ausgang des
obergerichtlichen Verfahrens neu den Parteien aufzuerlegen.

Alles unter Kosten- und Entschadigungsfolge, zzgl. 8% MWST, zulasten der Berufungsbe-
klagten."

der Beklagten, Berufungsbeklagten und Anschlussberufungsklagerin(act. 139

S. 2-5):

||1.

Auf die Berufung sei nicht einzutreten.
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Eventualiter sei die Berufung wollumfanglich abzuweisen, soweit darauf eingetreten werden
kann.

Unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zuzuglich 8% MwSt.) zulasten des Berufungskla-
gers.

Anschlussberufung:

Es sei Dispositivziffer 6 lit. a) erster Absatz des Urteils des Bezirksgerichts Ziirich vom
7. Juni 2016 aufzuheben und der Klager fir berechtigt zu erklaren, die Kinder C. und
D. jeweils am ersten Samstag eines jeden Monats von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr zu
sich oder mit sich auf Besuch zu nehmen.

Es sei Dispositivziffer 7 lit. a) des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 auf-
zuheben und der Klager zu verpflichten, der Beklagten mit Wirkung ab Rechtskraft des Ur-
teils jeweils auf den Ersten eines jeden Monats fir den Unterhalt und die Erziehung der
Kinder C. und D. je Kind monatliche Unterhaltsbeitrage wie folgt zu bezahlen:

- ab Rechtskraft bis November 2020 CHF  3'000.00
(davon CHF 1'000.00 Betreuungsunterhalt);

- ab Dezember 2020 bis November 2026 CHF  2'500.00
(davon CHF 500.00 Betreuungsunterhalt);

- danach auch uber die Mlndigkeit hinaus
bis zum Abschluss einer angemessenen
Ausbildung CHF  2'000.00

je zuziglich gesetzlicher und / oder vertraglicher Kinderzulagen.

Es sei Dispositivziffer 8 lit. a) des Urteils des Bezirksgericht Zirich vom 7. Juni 2016 auf-
zuheben und der Klager zu verpflichten, der Beklagten personlich monatlich im Voraus je-
weils auf den Ersten eines jeden Monats zahlbare nacheheliche Unterhaltsbeitrage (Vorsor-
geunterhalt von CHF 1'000.00 monatlich eingeschlossen) im Sinne von Art. 125 ZGB wie
folgt zu bezahlen:

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 CHF  2'440.00
- ab April 2019 bis November 2020 CHF  2'700.00
- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 CHF  3'190.00
- ab April 2021 bis November 2022 CHF  3140.00
- ab Dezember 2022 bis November 2026 CHF  3'090.00

Eventualiter, fir den Fall dass das Gericht tiefere Bar- und/oder Betreuungsunterhaltsbei-
trage fur die Kinder als gemass Antrag Ziff. 2 festsetzen sollte, seien die nachehelichen Un-
terhaltsbeitrage im Sinne von Art. 125 ZGB fiir die Beklagte persénlich gemass vorstehen-
dem Absatz im entsprechenden Umfang zu erhéhen.

Darliber hinaus sei der Klager zu verpflichten, der Beklagten riickwirkend ab dem 1. Januar
2017 bis zur Rechtskraft des Urteils einen Vorsorgeunterhaltsbeitrag von CHF 1'000.00 pro
Monat zu bezahlen.



5.1.

5.2.
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Es sei Dispositivziffer 9 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 aufzuhe-
ben und festzuhalten, dass die Festsetzung der Unterhaltsbeitrdage gemass Zifferm 7 und 8
auf folgenden Grundlagen basiert:

Monatliches Einkommen Beklagte (netto) / steuerbares Vermogen

- ab Rechtskraft bis 30. November 2020: CHF  1'800.00
- ab Dezember 2020 CHF  2'570.00
- Vermogen ab Rechtskraft: CHF 802'000.00

Monatliches Einkommen Klager (netto) / steuerbares Vermdbgen

- Lohn (inkl. aller Sonderzahlungen / Ertrage): CHF 50'800.00
- Vermodgen ab Rechtskraft CHF 153'800.00

Gebuhrender Bedarf Beklagte (inklusive Kinder und Steuern / ohne Vorsorgeunterhaltsbei-
trag/Kinderzulagen bereits abgezogen

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 CHF 9324.00
- ab April 2019 bis November 2020 CHF 9'584.00
- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 CHF 9'844.00
- ab April 2021 bis November 2022 CHF 9794.00
- ab Dezember 2022 bis November 2026 CHF 9744.00

Es sei Dispositivziffer 12 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 aufzu-
heben und es seien die wahrend der Dauer der Ehe bis zum 1. Januar 2017 geaufneten
Freizlgigkeitsleistungen der Parteien festzustellen und gestutzt auf Art. 123 ZGB halftig zu
teilen und auszugleichen.

Es sei die Pensionskasse des Klagers, die E. Foundation for F. ,
..., ... [Adresse], anzuweisen,
unmittelbar nach Rechtskraft vom Konto des Klagers (Vertrags-Nr. ..., Vers.-Nr. ...) den ent-

sprechenden Betrag (unter Angabe gemass Art. 22c FZG, welcher Anteil auf den obligato-
risch bzw. Uberobligatorischen Teil entféllt) zuzlglich Zins seit 1. Januar 2017 auf das Frei-
zlgigkeitskonto der Klagerin bei der Zircher Kantonalbank, Freizugigkeitsstiftung, Postfach,

8010 Zirich (Konto-Nr. ...), lautend auf B. , ZU Uberweisen.

Es sei die Pensionskasse des Klagers, die E. Foundation for F. ,
..., ... [Adresse], anzuweisen,

unmittelbar nach Rechtskraft vom Konto des Klagers (Vertrags-Nr. ..., Vers.-

Nr. ...) zusatzlich zum Betrag gemass Ziff. 5.1 die Halfte des im Zeitraum

29. Marz 2016 bis Rechtskraft des Urteils auf dem WEF -Vorbezug des Klagers von

CHF 122'000.00 anfallenden, anhand des fur Freizlgigkeitsguthaben im obligatorischen
Bereich geltenden Zinssatzes berechneten Zinsertrag, auf das Freizlgigkeitskonto der Kla-
gerin bei der Zircher Kantonalbank, Freiztgigkeitsstiftung, Postfach, 8010 Zirich (Konto-
Nr. ...), lautend auf B. , ZU Uberweisen.

Es sei Dispositivziffer 14 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016
aufzuheben und die Entscheidgeblhr fir das erstinstanzliche Verfahren auf maximal
CHF 13'000.00 festzusetzen.
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7. Es sei Dispositivziffer 15 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 aufzu-
heben und es seien die Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens wllumfanglich dem Klager
aufzuerlegen.

8. Es sei Dispositivziffer 16 des Urteils des Bezirksgerichts Zirich vom 7. Juni 2016 aufzu-
heben und der Klager zu verpflichten, der Beklagten eine Prozessentschadigung von
CHF 47'100.00 zuzlglich 8% Mehrwertsteuer zu bezahlen.

9. Alles unter Kosten- und Entschadigungsfolgen (zuzuglich 8% MwSt.) zulasten des Beru-
fungsklagers und Anschlussberufungsbeklagten.”

Erwagungen:

1. DieParteien haben am tt. Februar 2009 in Zirich geheiratet (act. 15). Sie
haben zwei gemeinsame Kinder, C._ ,geboren am ttmm.2009, und D. |
geboren am ttmm.2010. Seitdem 1. April 2012 leben die Parteien getrennt. Am
7. August 2013 stellte die Beklagte und Berufungsbeklagte (nachfolgend Beklag-
te) ein Gesuch um Erlass eheschutzrichterlicher Massnahmen. Der Entscheid des
Eheschutzrichters erging nach Durchfihrung des Verfahrens am 4. April 2014
(beigezogene Akten EE130300 = act. 10/45). Eine vom Klager und Berufungskla-
ger (nachfolgend Klager) gegen die eheschutzrichterliche Unterhaltsregelung
(Kinder- und Ehegattenunterhalt) erhobene Berufung wies diel. Zivilkammer des
Obergerichts mit Beschluss und Urteil vom 13. August 2014 mehrheitlich ab

(act. 10/50).

2. Am18. Juli 2014 erhob der Klager Klage auf Scheidung (act. 1). Nachdem
anlasslich der Einigungsverhandlung vom 29. Oktober 2014 eine Teilvereinbarung
erzielt werden konnte, wurde das Verfahren hinsichtlich der strittig gebliebenen
Nebenfolgen der Scheidung kontradiktorisch fortgesetzt. Nach Durchfuhrung des
doppelten Schriftenwechsels, der Behandlung diverser Editionsbegehren, der Ab-
nahme gewisser Beweise und Einholung der Stellungnahmen der Parteien zum
Beweisergebnis sowie nach Durchfuhrung der Hauptverhandlung, verzichteten

die Parteien auf separate Schlussvortrage und zusatzliche Beweiserhebungen. Es

folgten Weiterungen im Zusammenhang mit dem Besuchsrecht und der berufli-
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chen Vorsorge. Am 7. Juni 2016 erging das erstinstanzliche Urteil (act. 128). Fir
die Prozessgeschichte des erstinstanzlichen Verfahrens im Einzelnen kann auf
den angefochtenen Entscheid verwiesen werden (act. 128 S. 5 - 8). Das Urteil
wurde den Parteien am 17. bzw. 20. Juni 2016 zugestellt (act. 122 und 123).

3. Am16. August 2016 erhob der Klager Berufung (act. 126). Er stellt die ein-
gangs erwahnten Antrage. Nach Eingang des Kostenvorschusses am 6. Septem-
ber 2016 (act. 131) wurde dem Klager mit Verfigung vom 8. Dezember 2016 Frist
angesetzt, um allfallige, durch die am 1. Januar 2017 in Kraft tretenden Geset-
zesanderungen im Bereich des Kindesunterhalts und des Vorsorgeausgleichs be-
dingte Erganzungen und Anpassungen der Berufung einzureichen (act. 132). Mit
Schreiben vom 20. Dezember 2016 teilte der Rechtsvertreter des Klagers mit,
dass er den Klager nicht mehr vertrete (act. 134). Am 1. Januar 2017 erganzte
der Klager seine Berufungsbegrindung (act. 135), am 20. Februar 2017 erstattete
die Beklagte innert angesetzter Frist ihre Berufungsantwort und Anschlussberu-
fungsbegrindung, mit welcher sie auch ein Begehren um Anordnung vorsorgli-
cher Massnahmen stellte (act. 139). Am 28. Februar 2017 wurde dem Klager
Frist angesetzt, um zum vorsorglichen Massnahmebegehren Stellung zu nehmen
und um die Anschlussberufungsantwort zu erstatten (act. 141). Die Frist fur die
Stellungnahme zum vorsorglichen Massnahmebegehren verlief unbenutzt. Am
24. Marz reichte der Klager eine mit "Duplik" Uberschriebene Eingabe ein, welche

auf die Verfugung vom 8. Dezember 2016 Bezug nimmt (act.144).

4.  Mit Beschluss vom 30. Marz 2017 wurde die Teilrechtskraft des vorinstanzli-
chen Urteils vorgemerkt und Uber das vorsorgliche Massnahmebegehren der Be-
klagten befunden (act. 145). Gegenstand des Berufungsverfahrens bildet nun-
mehr noch die Regelung Uber den Kinderunterhalt (Dispositiv Ziff. 7 des ange-
fochtenen Entscheide), der nacheheliche Unterhalt (Dispositiv Ziff. 8), die Fest-
stellung der dem Urteil zugrunde liegenden finanziellen Verhaltnisse der Parteien
(Dispositiv Ziff. 9), die Vorsorgeregelung (Dispositiv Ziff. 12), die Verteilung der
Gerichtskosten und der Parteientschadigung (Dispositiv Ziff. 15 und 16) und —im
Rahmen der Anschlussberufung — zusatzlich das Besuchsrecht (Dispositiv Ziff. 6

lit. a) und die Hohe der erstinstanzlichen Entscheidgebuhr (Dispositiv Ziff. 14). Mit
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dem Beschluss wurde jeweils der Prozessgegenseite eine Kopie von act. 143 und
144 zugestellt (act. 145 S. 9 Dispositiv Ziff. 3).

5. Am10. Mai 2017 wurden die Vorsorgeeinrichtungen der Parteien zur Einrei-
chung einer neuen Berechnung der Vorsorgeguthaben aufgefordert (act. 151 und
152). Diese gingen am 15. und am 22. Mai 2017 ein (act. 153 und 154). Mit Ver-
flgung vom 23. Mai 2017 wurde den Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme
eingeraumt (act. 155). Innert Frist dusserte sich die Beklagte am 2. Juni 2017
(act. 157). Der Klager liess die Frist unbenutzt verstreichen. Das Verfahren ist
damit spruchreif. Eine Kopie von act. 157 ist dem Klager mit dem Endentscheid

zuzustellen.

1. Allgemeine Vorbemerkungen

1.1 Nach Eingang der Berufung pruft die Rechtsmittelinstanz von Amtes wegen
die Rechtsmittelvoraussetzungen. Die Berufung erging unter Bertcksichtigung der
Gerichtsferien (Art. 145 Abs. 1 lit. b ZPO) innert gesetzlicher Frist (act. 126 i.V.m.
act. 121) und liegt schriftlich begrindet und mit Antrdgen versehen vor; damit sind
die formellen Eintretensvoraussetzungen erfullt (Art. 311 Abs. 1 ZPO). Soweit die
Beklagte in der Berufungsantwort geltend macht, der Klager habe sich in der Be-
rufungsbegriandung nicht substantiiert mit dem angefochtenen Entscheid ausei-
nandergesetzt und nur appellatorische Kritik gelibt, weshalb auf die Berufung
nicht einzutreten sei, und sie im Weiteren geltend macht, der Klager erhebe wie-
derholt neue Behauptungen, welche er bereits im vorinstanzlichen Verfahren hat-
te vorbringen konnen und mussen (act. 139 S. 6 und 7), ist im jeweiligen Zusam-

menhang nachstehend soweit notwendig im Einzelnen einzugehen.

1.2 Zutreffend ist der Einwand der Beklagten, dass sich die Berufung fuhrende
Partei mit der Begrindung des erstinstanzlichen Entscheides auseinanderzuset-
zen hat. In der Berufung ist aufzuzeigen, inwiefern der angefochtene Entscheid

als fehlerhaft erachtet wird. Die Begrindung muss hinreichend genau und eindeu-
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tig sein, was voraussetzt, dass im Einzelnen die vorinstanzlichen Erwagungen
bezeichnet werden, die angefochten werden und die Aktenstlicke genannt wer-
den, auf denen die Kritik beruht. Blosse Hinweise auf die Vorakten und pauschale
Kritik am ergangenen Entscheid sowie Wiederholungen des bereits Vorgebrach-
ten genugen nicht. Soweit Rligen konkret vorgebracht worden sind, wendet die
Berufungsinstanz das Recht von Amtes wegen an (Art. 57 ZPO). Die Berufungs-
instanz Uberprift den angefochtenen Entscheid sowohl in rechtlicher als auch in
tatsachlicher Hinsicht frei. Sie verflgt Gber volle Kognition (Art. 310 ZPO) und

ist weder an die Argumente der Parteien noch an die Begrundung des vorinstanz-
lichen Entscheides gebunden (vgl. BGE 133 11 249 E. 1.4.1. und 130 Il 136

E. 1.4.). Sie kann sich aber darauf beschranken die Beanstandungen zu beurtei-
len, welche die Parteien in ihren schriftichen Begrindungen gegen das erstin-
stanzliche Urteil erheben (BGer 5A_635/2015, Urteil vom 21. Juni 2016 E. 5 unter
Hinweis auf BGer 4A_619/2015 vom 25. Mai 2016 E. 2.2.4 mit weiteren Hinwei-
sen; REETZ/THEILER, ZK ZPO, 3. Aufl., Art. 310 N 5 und 6; BGE 138 Il 374

E. 4.3.1.; OGer ZH NQ110031, Entscheid vom 9. August 2011, E. 2.2.1. =

ZR 110/2011 Nr. 80, S. 246). Noven sind nach Massagabe von Art. 317 Abs. 1
ZPO moglich. Sie sind zulassig, wenn sie (a) ohne Verzug vorgebracht werden
und (b) trotz zumutbarer Sorgfalt nicht schon vor erster Instanz vorgebracht wer-

den konnten.

1.3 Im Bereich der Kinderbelange gelten der uneingeschrankte Untersuchungs-
grundsatz und die Offizialmaxime (Art. 296 ZPO). Dies bedeutet, dass das Gericht
alle Tatsachen, die fur die Anordnungen uber die Kinder von Bedeutung sind, von
Amtes wegen zu ermitteln hat, wobei es die ihm bedeutsam erscheinenden Ge-
gebenheiten frei wardigt (BGE 128 Ill 411 ff.; BGer 5A_416/2008). Das Gericht ist
sodann nicht an die Parteiantrage gebunden. Es kann Entscheide auch ohne ent-
sprechende Antrage treffen (BGE 130 Il 102 E. 6.2).

14  Am 1. Januar 2017 trat die Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbu-
ches Uber den Kindesunterhalt (Anderung vom 20. Marz 2015, AS 2015 4299 ff.
und S. 5017) sowie auch die Gesetzesanderung zum Vorsorgeausgleich bei

Scheidung (Anderung vom 19. Juni 2015, AS 2016 2313) in Kraft. Geméss den
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Ubergangsbestimmungen (Art. 13c®® SchiT ZGB bzw. Art. 7d und 7e SchiT ZGB)
findet das neue Recht auf Verfahren, die bei Inkrafttreten vor einer kantonalen In-
stanz rechtshangig sind, Anwendung. Gleiches gilt auch fir das Verfahrensrecht
(Art. 407 b Abs. 1 ZPO; vgl. AS 2015 4299, 4305 ff.). Gemass Art. 407 b Abs. 2
ZPO sind damit neue Rechtsbegehren, die durch den Wechsel des anwendbaren
Rechts veranlasst worden sind, zulassig. Dies gilt auch fur die zweite Instanz
(DOLDER, Betreuungsunterhalt: Verfahren und Ubergang, in: FamPra 2016

S. 917 ff.,, S. 921; SCHWANDER, Grundsatze des intertemporalen Rechts und ihre
Anwendung auf neuere Gesetzesrevisionen, in: AJP 2016 S. 1575 ff., S. 1585)
und zwar unabhangig von den sonst geltenden prozessualen Beschrankungen
der Klageanderung gemass Art. 317 Abs. 2 ZPO (SCHWANDER, a.a.0., S. 1585).

Vorliegend wurde dem Klager mit Verfigung vom 8. Dezember 2016 Gelegenheit
gegeben, allfélige Erganzungen und Anpassungen der Berufungsschrift einzu-
reichen, soweit diese durch die am 1. Januar 2017 in Kraft tretenden Gesetzes-
anderungen im Bereich des Kindesunterhalts und des Vorsorgeausgleich bedingt
seien (act. 132). Der (ab einem Zeitpunkt wahrend des Fristenlaufs) nicht mehr
anwaltlich vertretene Klager ausserte sich mit Eingabe vom 1. Januar 2017

(act. 135). Alsdann nahm die Beklagte auf die gegeniber dem erstinstanzlichen
Verfahren veranderte Gesetzeslage in der Berufungsantwort / Anschlussberu-
fungsantwort ausdrucklich Bezug (act. 139). Diese Vorbringen sind nach dem Ge-
sagten ohne weiteres zuléssig. Auf die materiellrechtliche Ubergangsregelung ist

im jeweiligen Zusammenhang nachstehend soweit notwendig einzugehen.
2. Uberblick tber die Parteistandpunkte im Berufungsverfahren

2.1 DerKlager macht im Berufungsverfahren geltend, die Vorinstanz habe den
Kindesunterhalt wie auch den nachehelichen Unterhalt fur die Beklagte falsch
festgelegt: Sie sei von einem unrichtig berechneten Lebensstandard ausgegan-
gen und habe sich dabei Uber die buchhalterisch genaue Erfassung aller Ausga-
ben durch den Klager hinweggesetzt. Im Weiteren sei die Eigenversorgungskapa-
zitat der Beklagten (erzielbares Erwerbseinkommen als Lehrerin und Vermogen)
nicht berticksichtigt und auf ein falsches Einkommen des Klagers abgestellt wor-

den. Dies habe zur ungerechtfertigten Annahme eines Vorsorgedefizites bei der
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Beklagten und zu unangemessenen Unterhaltsbeitragen gefihrt. Angesichts der
zu erwartenden Erbschaft sei sodann auch die halftige Teilung der Pensionskas-

senguthaben stossend (act. 126 S. 3 und 4).

2.2 Die Beklagte beantragt in der Anschlussberufung eine Anpassung des Be-
suchsrechts, aufgrund des neuen Rechts die Festlegung eines Betreuungsunter-
halts fur die Kinder und insgesamt eine Erhdhung der vom Klager zu leistenden
Unterhaltsbeitrage sowie die Neuregelung der Kosten- und Entschadigungsfolgen
(act. 139 S. 31 ff.).

3. Besuchsrecht

3.1 Nach der Trennung der Parteien im April 2012 betreute der Klager die Kin-
der unbestrittenermassen jeweils jedes zweite Wochenende. Diese Regelung
wurde nebst der Feiertags- und Ferienbesuchsregelung auch in der Teilvereinba-
rung der Parteien vom 29. Oktober 2014 Gbernommen und alsdann weiter gelebt.
Im Verlaufe des vorinstanzlichen Verfahrens zeigten sich vermehrt Schwierigkei-
ten bei der Ausibung des Besuchsrechts. Im angefochtenen Urteil wurde es auf
ein Wochenende im Monat beschrankt und bis zum rechtskraftigen Abschluss des
Scheidungsverfahrens ausgesetzt. Bei Letzterem handelt es sich um eine vor-
sorgliche Massnahmeregelung, welche weiterhin Bestand hat, wie im Beschluss

der Kammer vom 30. Marz 2017 der Klarheit halber festgehalten wurde.

3.2 Die Beklagte macht in der Anschlussberufung geltend, dass der Klager die
Kinder nunmehr (Stand 20. Februar 2017) Uber 10 Monate nicht mehr gesehen
und den Kontakt zu ihnen vollstandig abgebrochen habe. Um einen behutsamen
Wiederaufbau des Kontaktes nach Abschluss des mutmasslich noch 6 bis 12 Mo-
nate dauernden Verfahrens zu gewahrleisten, seien fir eine Ubergangsphase die
Besuche auf jeden ersten Samstag im Monat von 10.00 bis 18.00 Uhr zu be-
schranken und es sei vorerst von einem Feiertags- und Ferienbesuchsrecht ab-
zusehen (act. 139 S. 32 und 33). Der Klager hat sich weder zum Antrag noch zu
dessen Begrundung geaussert. In tatsachlicher Hinsicht ist unbestritten und da-
von auszugehen, dass zwischen dem Klager und seinen Kindern C._ und

D. seit April 2016 keine Kontakte mehr stattgefunden haben.



- 18-

3.3 Die Ausgestaltung des Besuchsrechts hat sich wie alle Kinderbelange pri-
mar am Kindeswohl zu orientieren. Massgebend sind die konkreten Verhaltnisse
des zu beurteilenden Falles. Bei der Regelung kommt dem Sachgericht ein weiter
Ermessensspielraum zu. Vorliegend ergibt sich aus dem vorinstanzlichen Verfah-
ren, dass das nach der Trennung der Parteien anfanglich funktionierende, regel-
massige Besuchsrecht des Klagers zunehmend Schwierigkeiten bot, wobei sich
zeigte, dass es den Parteien nicht gelang, den Kontakt der Kinder vom elterlichen
Konflikt zu trennen. Der Klager raumte ein, den Kindern gesagt zu haben, sie bis
zum Verfahrensabschluss nicht mehr sehen zu wollen. Ebenso steht fest, dass
die Auslbung des Besuchsrechts zunehmend unzuverlassig erfolgte und es dann
gar zu einem Abbruch des Kontaktes kam. Der Klager opponierte sodann nicht,
diesen Zustand bis zum Abschluss des Verfahrens fortdauern zu lassen. Dies hat
zur Folge, dass die heute gut 8- und 6 ~jahrigen KinderC.__ und D.__
jedenfalls mehr als ein Jahr keinen Kontakt mehr zu ihrem Vater haben werden,
was fur Kinder im frihen Schulalter eine erhebliche Zeitdauer darstellt. Es ist mit
der Beklagten davon auszugehen, dass der Wiederaufbau des Kontaktes diesem
Umstand Rechnung zu tragen und behutsam (wieder-)aufbauend zu erfolgen hat.
Dabei erweist sich das von der Beklagten beantragte Besuchsrecht von einstwei-
len jedem vierten Sonntag von 10.00 Uhr bis 18.00 Uhr als angemessen. Dabei
ist zu berlUcksichtigen, dass gemass der im Berufungsverfahren nicht in Frage ge-
stellten und rechtskraftig gewordenen Regelung gemass Dispositiv Ziff. 6 lit. d des
angefochtenen Urteils die Parteien frei sind, einvernehmlich eine allenfalls suk-
zessive Ausdehnung zu vereinbaren und dazu noétigenfalls eine Beistandschaft zu

beantragen.
4. Lebensstandard

4.1 Umstritten sind die Unterhaltszahlungen des Klagers; soweit es die Kinder
betrifft, ist die Hohe umstritten, mit Bezug auf die Beklagte ist die Unterhaltsver-
pflichtung als solche streitig. Unstrittig ist wie bereits vor Vorinstanz, dass vorlie-

gend von einer lebenspragenden Ehe auszugehen ist.

4.2 Fur die Kinderalimente gelten die Grundsatze des Kindesrechts. Der Unter-

haltsbeitrag soll den Bedurfnissen des Kindes sowie der Lebensstellung und Leis-
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tungsfahigkeit der Eltern entsprechen (BGE 140 Il 485ff. E. 3.3; BGE 137 Il 59
E. 4.2.1). Der nacheheliche Unterhalt richtet sich nach Art. 125 ZGB. Es ist zu-
nachst der geblhrende Unterhalt zu bestimmen, welcher gleichzeitig die Ober-
grenze bildet. Sodann ist die Eigenversorgungskapazitat der Ehegatten zu prifen.
Ist die Eigenversorgung bei einem Ehegatten vorubergehend oder dauerhaft nicht
moglich oder nicht zumutbar, muss die Leistungsfahigkeit ermittelt und ein ange-
messener Unterhaltsbeitrag festgesetzt werden (BGE 134 Il 145 ff. E. 4 mit Hin-
weis auf BGE 127 Il 289 E. 2a/aa; Urteil 5C.244/2006 vom 13. April 2007 E.
2.4.1).

Hinsichtlich der Methode flr die Unterhaltsbemessung anerkennt der Klager, dass
vorliegend die einstufig-konkrete Methode zur Anwendung gelangen soll. Diese
Berechnungsmethode liegt auch dem angefochtenen Entscheid sowie dem erst-
und zweitinstanzlichen Eheschutzverfahren zugrunde. Bei der einstufig-konkreten
Methode werden die massgeblichen Lebenshaltungskosten durch Addition der
einzelnen Positionen ermittelt, wobei gewisse Pauschalierungen in der Regel un-
umganglich und auch zulassig sind. Sofern gentigend Mittel vorhanden sind, ha-
ben die Parteien (und die Kinder) nach der Trennung grundsatzlich Anspruch auf

Beibehaltung des gebuhrenden Lebensstandards.

4.3 DerKlager rugt, die Vorinstanz habe den Lebensstandard falsch festgelegt
(act. 126 S. 4 ff.). So habe sie im vorliegenden, ordentlichen Verfahren zu Unrecht
auf die Annahmen des summarischen Eheschutzverfahrens abgestellt und sich
mit seiner buchhalterischen Erfassung der Lebenshaltungskosten nicht substanti-
iert auseinandergesetzt. Sodann habe sie der Berechnung eine unrichtige Refe-
renzperiode zugrunde gelegt, namlich das Jahr 2011 bis Marz 2012 anstelle der
gesamten Ehedauer. Dies sei bei Kurzehen wie der vorliegenden vor allem des-
halb nicht gerechtfertigt, weil die Beklagte im letzten Jahr vor der Trennung die
Lebenshaltungskosten abredewidrig gesteigert habe, ein langerer Zeitraum zuver-
lassigere Resultate zeitige und vorliegend im letzten Ehejahr vor der Trennung
erhebliche Kostensteigerungen stattgefunden hatten, die zum Teil nicht signifikant
seien. Der Klager beruft sichim Weiteren auf sein Recht, dass die von ihm aner-

botenen Beweise (samtliche Bankauszige der PostFinance, act. 26/1-36 und
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UBS-Konto, act. 32/3), seine detaillierte Auflistung des Lebensstandards sowie
die Buchhaltung als Beweismittel abgenommen wirden. Zum konkret ermittelten
Bedarf wiederholt er in der Berufungsbegrindung durch Einkopieren samtlicher
Aufwandpositionen seine Vorbringen in der Stellungnahme vom 18. Januar 2016
(act. 126 S. 17 - 35) und errechnet fur die Beklagte und die gemeinsamen Kinder
einen Bedarf von CHF 4'066.00. Dieser Bedarf orientiere sich am Konsum wah-
rend des Zusammenlebens inklusive dynamische Kosten (Steuern und Wohnen)
und erhdhe sich aufgrund der fur die Kinder steigenden Grundbetrage (act. 126
S. 35 - 40).

44 Die Beklagte bestreitet die Vorbringen des Klagers. Sie halt an ihren vor-
instanzlichen Vorbringen fest und verweist auf die Begrundung der Vorinstanz, an
welcher der Klager im Wesentlichen nur appellatorische Kritik Ube. Die Vorinstanz
habe begriundet, weshalb auf die Ausgabenberechnungen des Klagers nicht ab-
gestellt werden kdnne; eine Sparquote habe dieser nicht hinreichend behauptet,
Pauschalisierungen seien bei der unbestrittenen Berechnungsmethode unver-
meidlich und ebenso sei nicht zu beanstanden, dass die Erkenntnisse aus dem
Eheschutzverfahren beigezogen wirden. Praxisgemass werde auch auf das letz-
te Jahr vor der Trennung und nicht auf die letzten zwei bis drei Jahre abgestellt,
was die Vorinstanz sehr wohl begrindet habe (act. 139 S. 8 - 11). Die Beklagte
bestreitet, im letzten Jahr vor der Trennung die familiaren Ausgaben gesteigert zu
haben; falsch sei, dass zuverlassigere Resultate erzielt wirden, wenn fir die Le-
benskosten auf einen langeren Zeitraum vor der Trennung abgestellt werde, weil
die zweite Tochter am tt.mm.2010 geboren sei und die Kinderbetreuungs- und
Haushalthilfe erst 2011 angestellt worden seien. Sie weist sodann gewisse Ein-
wendungen des Klagers als neu und unzulassig zurtick. Mit Bezug auf die konkret
einkopierte Berechnung verweist die Beklagte auf ihre Vorbringen vor Vorinstanz,
sodann bestreitet sie die Hohe der vom Klager behaupteten Einzelpositionen (act.
139 S. 12 ff.).

4.5 Erlauben es die finanziellen Verhaltnisse der Parteien, dass nebst ange-
messenen Kinderalimenten auch der gebuihrende Unterhalt auf beiden Seiten ge-

deckt werden kann, haben die Parteien bei lebenspragenden Ehen wie gesehen
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grundsatzlich Anrecht auf Fortflhrung des angestammten Lebensstandards.
Dieser bestimmt sich nach der bundesgerichtlichen Praxis an demin der Ehe
zuletzt gemeinsam gelebten Standard zuzlglich scheidungsbedingter Mehrkosten
(BGE 140 1l 4851f. E. 3.3; BGE 134 1l 145 E. 4; BGE 132 1l 593 E. 3.2;
AESCHLIMANN/BAHLER/FREIVOGEL, FamKomm Scheidung, Band Il, 2.A., Anh. UB
Rz 95). Der Klager hat noch in der vorinstanzlichen Replik (act. 51 S. 8) hierauf
hingewiesen. Soweit sich der Klager (auch) in der Berufung auf die bundesge-
richtliche Praxis beruft (vgl. z.B. act. 126 S. 10 ff.), welche als Referenzperiode
einen durchschnittichen Wert Uber die letzten drei Jahre bezieht, ist festzuhalten,
dass diese Praxis nicht die Erhebung des Lebensstandards, sondern die Ermitt-
lung des massgeblichen Einkommens bei unregelmassigen Einklnften von Lohn-
bezigern oder bei selbstandig Erwerbenden betrifft. Hierauf hat bereits die Vor-
instanz zutreffend hingewiesen (act. 128 S. 39 E. 4.1.3). Entgegen der Auffas-
sung des Klagers (act. 126 S. 17 Rz 32) erscheint es nicht sachgerecht, die ge-
nannte Praxis des Bundesgerichts generell auch fir die Ermittlung des Lebens-
standards heranzuziehen. Gerade im vorliegenden Fall, wo sich die Lebensver-
haltnisse der Parteien im letzten Jahr des Zusammenlebens durch die Geburt der
zweiten Tochter sowie den Umzug der Parteien in das Haus der Beklagten erheb-
lich veranderten, wurde damit fir die Zukunft auf eine Uberholte Familiensituation

(keine bzw. ein Kind) abgestellt.

Gestitzt auf die im vorinstanzlichen Verfahren eingereichten Belege beider Par-
teien hat die Vorinstanz festgehalten, dass fur die Zeit vor der Trennung keine
aussergewohnlichen Kosten festzustellen seien (act. 128 S. 47/8). Der Einwand
des Klagers, die Beklagte habe ihre und der Kinder Lebenskosten mit Blick auf
die Trennung und den zu erwartenden Unterhaltsbeitrag im letzten Jahr des Zu-
sammenlebens bewusst und abredewidrig erhdht, erweist sich als unbehelflich.
Mit der behaupteten Kostenerhohung im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung
hat sich die Vorinstanz im angefochtenen Entscheid zudem auseinandergesetzt.
Sie kam — mitunter gestitzt auf Zugaben des Klagers im vorinstanzlichen Verfah-
ren und in Wardigung der ins Recht gelegten Unterlagen —zum Schluss, dass von
einer abredewidrigen Erhohung der Kosten nicht ausgegangen werden kénne und

insgesamt eine Referenzperiode beginnend ab 2011 die Lebenshaltung der Fami-
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lie korrekt und reprasentativ wiedergebe (act. 128 S. 39 ff.). Wenn der Klager —
ohne sich mit der vorinstanzlichen Argumentation auseinanderzusetzen —im Be-
rufungsverfahren weiterhin an diesem Einwand festhalt, genugt er den Begrun-
dungsanforderungen nicht. Das Abstellen auf den zuletzt gelebten Standard ge-
mass der bundesgerichtlichen Praxis schidsse im Ubrigen nicht aus, ausseror-
dentliche (ev. unregelmassige) Kosten angemessen zu berlcksichtigen. Un-
behelflich erweist sich auch der Hinweis in der Berufung (act. 126 S. 8), dass heu-
te Kinderkrippenkosten nicht mehr zu berucksichtigen seien, nachdem die Vor-
instanz ihrem Entscheid die aktuellen Betreuungskosten zugrunde gelegt hat
(act. 128 S. 81). Wenn der Klager schliesslich geltend macht, die Auslagen seien
2012 erheblich hoher und statistisch signifikant (act. 126 S. 8), dann handelt es
sich dabei einerseits um ein neues Vorbringen, fur welches er nicht darlegt und
auch nicht ersichtlich ist, dass es die Anforderungen von Art. 317 ZPO erflllt; so-
dann setzt sich der Klager nicht mit dem im angefochtenen Entscheid ergange-
nen, auf die Akten abgestitzten gegenteiligen Schluss auseinander. Insgesamt
rechtfertigt sich ein Abweichen von der bundesgerichtlichen Praxis, wonach fur
die Ermittlung des massgeblichen Lebensstandards auf die zuletzt gelebten Ver-
haltnisse abzustellen ist, nicht. Der der vorinstanzlichen Berechnung zugrundelie-

gende Bemessungszeitraum von 2011 bis Marz 2012 ist nicht zu beanstanden.

4.6 DerKlager weist (auch) im Berufungsverfahren zu Recht darauf hin, dass im
Scheidungsverfahren —im Gegensatz zum summarischen Eheschutzverfahren —
der strikte Beweis gelte (act. 126 S. 5). Hievon ging allerdings auch die Vorinstanz
aus. Sie legte dar, dass gewisse zu bertcksichtigende Kosten bereits im Ehe-
schutzverfahren anhand der Belege genau hatten berechnet werden kénnen und
im ordentlichen Verfahren deckungsgleiche Beweismittel offeriert worden seien.
Dem setzt der Klager im Berufungsverfahren nichts entgegen. Seine allgemeine
Kritik (so z.B. act. 126 S. 16) stOsst ins Leere. Die Vorinstanz hat — wie gesehen —
auch begrindet, weshalb sie die Referenzperiode von 2011 bis Ende Marz 2012
als massgeblich erachtete und dass aus diesem Grund auch auf die Berechnung
des Klagers, welcher ein Zeitraum von drei Jahren zugrunde lag, nicht abzustellen
sei. Sie erwog sodann, dass die auf das Jahr 2011 bezogenen Unterlagen zu spat

eingereicht worden seien; der Klager hatte genigend Gelegenheit gehabt, recht-
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zeitig im Sinne einer Eventualbegrindung durch Zusammenzige der behaupteten
Familienauslagen alleine das Jahr 2011 abzubilden. Auch die nach Aktenschluss
eingereichten Urkunden vermochten indes den vom Klager behaupteten Lebens-
standard der Familie nicht zu belegen (act. 128 S. 42/43). Dem halt der Klager
entgegen, die Vorinstanz verkenne, dass der Lebensstandard auch fur den Kin-

derunterhalt relevant sei, welcher der Offizialmaxime unterliege (act. 126 S. 16).

Die Offizialmaxime bedeutet, dass der Sachverhalt von Amtes wegen zu erfor-
schen ist, was aber die Parteien nicht von ihrer Mitwirkungspflicht entbindet (Urteil
5A_285/2013 vom 24. Juli 2013 mit Hinweis auf BGE 128 lll 411 E. 3.2.1). Ob
und inwieweit die nachtraglich eingereichte Zusammenstellung im Zusammen-
hang mit der Bemessung des Kindesunterhalts, welcher der Offizialmaxime unter-
liegt, von der Vorinstanz als zu spat zuriickgewiesen werden durfte, kann letztlich
offen bleiben, weil sich dies auf den angefochtenen Entscheid nicht auswirkte, da
die Vorinstanz auch unter Berlcksichtigung dieser Unterlagen nicht zu dem vom
Klager erwiinschten Ergebnis gelangte. Bereits wahrend des Verfahrens hatte die
Vorinstanz im Ubrigen wiederholt auf die Substantiierungspflicht hingewiesen
(act. 20 und 61) und in der Verfligung vom 5. Januar 2016 unter Hinweis auf die
Rechtsprechung erwahnt, dass eine ungenugende Substantiierung wie auch eine
ungentgende oder nicht nachvollziehbare Bezifferung geldwerter Forderungen,
des massgebenden ehelichen Standards und der massgebenden Einkommens-
und Bedarfsverhaltnisse unter Vorbehalt von Art. 153 und Art. 296 ZPO ohne
Weiterungen die angezeigten nachteiligen Folgen habe (act. 61 S. 3 mit Hinwei-
sen). Auch in seiner (gestutzt auf die mit eben dieser Verfugung angesetzte Frist
ergangene) Eingabe vom 18. Januar 2016 (Stellungnahme zur Duplik) hat der
Klager — wie nun wiederum in der Berufungsbegrindung (act. 126 S. 17 - 35) —
mittels "copy/paste" eine Auflistung von Auslagen im Zeitraum 8. Januar 2009 bis
1. November 2011 einkopiert, die sich auf eingereichte Postunterlagen beziehen
(act. 69 S. 4 - 23), indes nicht nachvollziehbar sind. Er berief sich dabei auf seine
Replik, welche eine nicht naher referenzierte Auflistung enthalt (act. 51 S. 9 ff.);
diese wiederum verweist auf die Klage (act. 31 S. 5 ff. mit Hinweis auf act. 32/2).
Damit genugte (und genlgt) er den Substantiierungsanforderungen nicht. Die

Vorinstanz hielt zu Recht fest, dass es an einer nachvollziehbaren Zusammenstel-
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lung fur die Ermittlung des massgebenden Lebensstandards fehle und die anstel-
le des Nachweises einer Sparquote behaupteten massgeblichen Lebenshaltungs-
kosten nicht hinreichend dargetan wurden (act. 128 S. 44 und 45). Entgegen der
Auffassung des Klagers (act. 126 S. 12) genugt die Wiedergabe einzelner Zah-
lungen den Anforderungen auch dann nicht, wenn die einzelnen Ausgabenposten
einzelnen Auslagenkategorien zugewiesen werden. Hieran vermag auch die vom
Klager im Sinne eines "Quervergleichs" angestellte Rechnung in der Berufung
(act. 126 S. 13f. Rz 25) nichts zu andern, welche Uberdies neu eingebracht wur-
de, ohne dass dargetan wurde, inwiefern die Voraussetzungen von Art. 317 ZPO

erfullt waren.

Wenn sich die Vorinstanz gestutzt auf diese Erkenntnisse bei der Bemessung des
Lebensstandards an der Systematik des Eheschutzverfahrens orientierte und den
massgebenden Lebensstandard in erster Linie anhand der Gegenuberstellung der
Zahlungsein- und Ausgange ermittelte, ist dies nicht zu beanstanden. Dabei ist
anzumerken, dass die Vorinstanz samtliche von den Parteien im vorinstanzlichen
Verfahren bezeichneten Beweismittel — dabei insbesondere auch die vom Klager
eingereichten Belege — als Beweismittel (vgl. act. 61 S. 4) abgenommen und in
die Beurteilung einbezogen hat. Auch insoweit erweist sich die Kritik des Klagers

in der Berufung als unbegrindet.

4.7 Seinen Ausfuhrungen zur konkreten Ermittlung des Bedarfs stellt der Klager
in der Berufung wiederum seine Aufstellung voran, wie er sie bereits vor Vorin-
stanz vorgebracht hatte (act. 126 S. 17 - 35 und S. 36 - 38). Die Beklagte halt ih-
rerseits an ihren dagegen erhobenen Einwanden fest (act. 139 S. 14 - 17). Die
Vorinstanz hat begrindet, weshalb sie hierauf nicht abstellte; es kann auf das
Gesagte und die entsprechenden Erwagungen verwiesen werden. Soweit der
Klager in der Berufung geltend macht, dass die am 23. Dezember 2011 von der
UBS auf das PostFinance-Konto Uberwiesenen CHF 20'000.-- nicht bei den Aus-
lagen zu bericksichtigen seien (act. 126 S. 38), geht der Einwand ins Leere, er-
scheint dieser Betrag doch nicht bei der Auslagenermittiung. Die von der
Vorinstanz genannten Zahlungsausgange ab dem PostFinance-Konto von

CHF 120'222.84 ergeben sich, wie der Klager sodann richtig annimmt, aus den
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entsprechenden Lastschriften (act. 26/24ff.) und sind ohne weiteres nachvollzieh-
bar. Der Klager rigt, dass bei diesen Lastschriften die aus diversen Grinden er-
folgten Rlckvergutungen nicht bertcksichtigt worden seien und insoweit der An-
spruch auf strikien Beweis verletzt sei. Er verweist dabei auf seine im Berufungs-
verfahren neuen Vorbringen (act. 126 S. 13 f. Rz 25) und will rund CHF 26'000.--
in Abzug bringen (act. 126 S. 39), welcher Betrag indes die behaupteten Ruck-
vergutungen seit 2009 umfasst. Fur den vorliegend massgeblichen Zeitraum be-
liefe sich der Betrag nach der Aufstellung des Klagers auf CHF 7'098.65 (act. 126
S. 15), was dann zu einem zu berucksichtigenden Betrag von CHF 113'224.19
flhrte. Die Vorinstanz bericksichtigte dagegenrund CHF 2'000.-- mehr; dies ge-
stitzt auf die erganzenden Ausfuhrungen zu den Direktzahlungen ab dem Konto
im Zeitraum Januar 2011 bis Marz 2012 (act. 128 S. 47 ff.), zu welchen sich der
Klager im Berufungsverfahren nicht aussert. Selbst wenn die Ausfihrungen des
Klagers noch berucksichtigt werden konnten, woflr allerdings kein Raum ersicht-
lich ist, vermochten sich diese auf das Ergebnis nur marginal auszuwirken; sie
waren durch die von der Vorinstanz ermessensweise vorgenommene Rundung
(zum Vorteil des Klagers) im Wesentlichen abgegolten. Anzumerken bleibt, dass
sich der Klager in der Berufung zu den fur die Bedarfsermittiung dargelegten Be-
lastungen ab dem UBS-Konto des Klagers nicht dussert; dort sind im Ubrigen die
vom Klager reklamierten Uberweisungen an das PostFinance-Konto berticksich-
tigt (act. 128 S. 49; act. 126 S. 39).

4.8 Zusammenfassend ergibt sich, dass sich die Berufung — soweit sie den von
der Vorinstanz ermittelten massgeblichen Lebensstandard betrifft — als unbegrin-
det erweist. Damit bleibt es beim Ergebnis der Vorinstanz, welches von massge-
blichen Lebenshaltungskosten fur die Familie von rund CHF 12'000.-- (ohne
Steuern) ausgeht. Die Erwagungen zu den scheidungsbedingten Mehrkosten und
der Aufteilung wurden im Berufungsverfahren nicht in Frage gestellt und erweisen

sich als sachgerecht.
5. Einkommen des Klagers

5.1 Mit Bezug auf sein Einkommen rigt der Klager in der Berufung, die Vor-

instanz gehe zunachst zutreffend von einem Nettolohn von CHF 25'300.-- aus,
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nenne aberim Dispositiv einen Lohn (inkl. aller Sonderzahlungen/Ertrage) von
CHF 39'800.-- und ein Vermdgen von CHF 153'800.-- als Grundlage. Bei letztge-
nannten Einkommenszahlen lage das Jahreseinkommen von CHF 477'600 zu-
grunde, das er 2015 erzielt habe, welches aber eine nicht wiederkehrende Ein-
malzahlung enthalte. Ausserdem sei kein Wertschriftenertrag mehr zu berucksich-
tigen, da er zwischenzeitlich eine Wohnung inH._ gekauft habe (act. 126 S.
41).

5.2 Die Beklagte halt dem entgegen, dass der Klager auch im Berufungsverfah-
ren seine Leistungsfahigkeit nicht bestreite und weist seine Einwande gegen das
Einkommen 2015 als neu und nicht mehr zuldssig zurlick. Sie geht davon aus,
dass als Grundlage im Urteilsdispositiv ein familienrechtlich relevantes Einkom-
men von CHF 50'840.45 festzulegen sei und halt dafir, dass das Durchschnitts-
einkommen der Jahre 2013 und 2014 heranzuziehen sei, sollte wider Erwarten
von einem tieferen Durchschnittseinkommen zuzlglich Ertrdge ausgegangen
werden (act. 139 S. 18/19).

5.3 Aus den Erwagungen des vorinstanzlichen Entscheides zur Leistungsfahig-
keit des Klagers (act. 128 S. 52/53) ergibt sich nicht, worauf die Berechnung ab-
stellt. Die Vorinstanz ging davon aus, dass die Leistungsfahigkeit nicht umstritten
sei, was zutrifft und auch im Berufungsverfahren der Fall ist. Im Ubrigen verweist
sie auf dieim Recht liegenden Steuerunterlagen fur die Jahre 2012 - 2015

(act. 89/1 - 3 und act. 83). Fur die im Urteil zu erwahnenden finanziellen Grund-

lagen stellte sie ohne weitere Begrundung auf die neuesten Angaben aus dem
Jahr 2015 ab (act. 128 S. 99).

5.4 Soweit der Klager im Berufungsverfahren geltend gemacht, er habe zwi-
schenzeitlich keine Aktien mehr, die einen Wertschriftenertrag zu generieren ver-
mochten (act. 126 S. 41), handelt es sich um eine neue Behauptung, welche al-
lenfalls nicht bereits vor Vorinstanz hatte vorgebracht werden kénnen. Zum
Nachweis der bestrittenen Behauptung offeriert der Klager indes keinerlei Bewei-
se, weshalb darauf auch bei Berlcksichtigung nicht ndher einzugehen ist. Im
Jahr 2015 wies der Klager in der Steuererklarung noch einen Ertrag von

CHF 16'600.-- aus (act. 89/1), was nicht bestritten ist. Hievon ist weiterhin auszu-
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gehen. Ausgewiesen sind sodann Erwerbseinkommen, welche sich in den Jahren
2012 - 2014 in einer vergleichbaren Hohe bewegten ( 2013 und 2014 im Durch-
schnitt rund CHF 325'850). Demgegenuber ist das 2015 ausgewiesene Erwerbs-
einkommen mit CHF 593'485 ganz erheblich hdher und erscheint insoweit nicht
reprasentativ, weshalb es sich nicht rechtfertigt hierauf abzustellen. Als finanzielle
Grundlage ist mit Bezug auf das Einkommen des Klagers dem Urteil damit ein
Jahreserwerbseinkommen von CHF 325'850.-- zuziglich CHF 16'600.-- Vermo-
gensertrag, mithin von CHF 342'450.-- jahrlich oder rund CHF 28'540.-- pro Monat

zugrunde zu legen.
6. EinkiUnfte der Beklagten
6.1 Erwerbseinkommen

6.1.1 Die Vorinstanz ging im angefochtenen Entscheid davon aus, es sei der
Beklagten kein hypothetisches Einkommen anzurechnen, wie dies der Klager ver-
langt hatte. Hinsichtlich ihres tatsachlichen Einkommens legte sie anhand der
Vorbringen sowie der dazu ins Recht gelegten Belege die in den Jahren 2011 -
2014 erzielten Erwerbseinkommen dar und rechnete ihr unter Berlcksichtigung
des Umstandes, dass sie ihre Erwerbsarbeit in den Jahren 2014 und 2015 auf
35% erhoht und ein monatliches Durchschnittseinkommen von (gerundet)

CHF 2'290.-- netto erzielt hatte, ebendieses an. Ab 1. Dezember 2020, nachdem
die Tochter D.__ ihren 10. Geburtstag erreicht habe, bis ... 2026 seien ihr auf
dieser Grundlage bei einem Pensum von 50% monatlich CHF 3'270.-- anzurech-
nen (act. 54 - 65).

6.1.2 DerKlager macht in der Berufung geltend, die Vorinstanz halte zu Recht
fest, dass die Beklagte bis Marz 2009 und damit zu Beginn der Ehe als Lehrerin
tatig gewesen sei. Dies sei ihr auch weiterhin zumutbar und moglich. Der Verweis
der Vorinstanz auf die konkludente Aufgabenteilung wahrend des Zusammenle-
bens Uberzeuge nicht; vielmehr sei nach dem Grundsatz der Eigenversorgungs-
kapazitat einer unterhaltsberechtigten Person das Einkommen anzurechnen, das
madglich und zumutbar sei. Die Beklagte habe eine jahrelange Ausbildung und Be-

rufserfahrung als Primarschullehrerin und es gebe keine Grinde, diese Tatigkeit
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als unzumutbar zu erachten, zumal sie auch 2014 noch wahrend rund vier Mona-
ten als solche gearbeitet habe. Dem Klager sei nicht zuzumuten, einen Uberhoh-
ten Unterhalt zu zahlen, wahrend sich die Beklagte mit einem unangemessen tie-
fen Einkommen begnige. Er habe nicht verlangt, dass die Beklagte ihr Pensum
erhdhe, sondern dass ihr auf der Basis eines Lehrereinkommens (CHF 8'000.--
bei 100%) ein Erwerbseinkommen in einem Pensum von 40%, mithin monatlich
CHF 3'200.--, angerechnet werde (act. 126 S. 41 - 43).

6.1.3 In der Berufungsantwort weist die Beklagte darauf hin, dass sie vor Vor-
instanz aufgezeigt habe, dass sie sich bereits vor der Eheschliessung im Jahr
2005 zur ...padagogin ausgebildet und bereits vor der Heirat nicht mehr als Pri-
marlehrerin gearbeitet habe; ein Berufswechsel stehe nicht zur Diskussion, sie
schopfe ihre Eigenversorgungskapazitat voll aus (act. 139 S. 19). Im Rahmen der
Anschlussberufung beanstandet die Beklagte die vorinstanzliche Einkommensbe-
rechnung fur die Jahre 2013, 2014 und 2015, insbesondere, dass im Jahr 2014
ihr der Uberobligatorische Sondereinsatz als Einkommen angerechnet wurde. Ge-
stitzt auf ihre Berechnungen geht sie von einem anrechenbaren Einkommen von
gerundet CHF 1'800.00 aus als Durchschnitt aus den Jahren 2012 - 2015, even-
tualiter von CHF 2'000.00. Folglich reduziere sich auch das der Beklagten ab dem
1. Dezember 2020 anrechenbare Einkommen auf CHF 2'570.00, bzw. eventuali-
ter CHF 2'860.00 (act. 139 S. 34 - 38).

6.1.4 DerKIlager stellt in der Berufung die von der Vorinstanz dargestellte beruf-
liche Entwicklung der Beklagten nicht in Frage. Als ausgebildete Primarlehrerin
absolvierte sie 2005 eine Ausbildung zur ...padagogin in ... und in den Jahren
2007 und 2008 bildete sie sich zur ...-Trainerin (...) weiter. Sie fihrte nach ihrer
nicht bestrittenen Darstellung bereits vor ihrer Ausbildung zur ...padagogin
...projekte, nach der Ausbildung neben einer teilzeitigen Lehrerinnentatigkeit.
Letztgenannte Tatigkeit Ubte sie nach ihrer Darstellung (act. 58 S. 35) neben den
...projekten bis Juli 2008 aus, gemass Klager bis nach der ersten Geburt 2009,
abgesehen von einem ausserordentlichen Einsatz 2014 inderl.__ -Schule.
Die Vorinstanz hat sodann zutreffend festgestellt, dass gemass Bestatigung des

Schulamtes der Stadt ... (act. 60/32) ausgewiesen sei, dass die Beklagte ab 2008
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in zunehmendem Masse fur ...projekte tatig war. Auf die freiberufliche Tatigkeit als
...padagogin war die Beklagte damit bereits vor der Eheschliessung und nach den
Geburten der beiden Tochter wiederum und zunehmend primar ausgerichtet,
weshalb von ihr eine Rickkehr in den Lehrerberuf mit hdheren Verdienstmdglich-
keiten nicht zu verlangen ist, soweit es die wirtschaftlichen Verhaltnisse nicht er-
forderlich machen.

6.1.5 Nicht zur Diskussion steht im Berufungsverfahren der Umfang der berufli-
chen Tatigkeit der Beklagten. Im Umfang der tatsachlichen Erwerbstatigkeit ist
diese der Beklagten anzurechnen: Es sind dies bis und mit November 2020 35%
und ab Dezember 2020 50%.

6.1.6 Zur massgeblichen Zeitperiode fur die Berechnung des anrechenbaren
Einkommens aussert sich der Klager im Berufungsverfahren nicht. Die Beklagte
macht geltend, es rechtfertige sich nicht, einzig auf die Jahre 2014 und 2015 ab-
zustellen; der Vorderrichter verkenne, dass die Beklagte insgesamt Uberobligato-
risch erwerbstatig sei. Es gelte der Doppelbelastung angemessen Rechnung zu
tragen, welche sichin einer zunehmenden, beruflich bedingten Erschdpfung
aussere, und es sei auf den Durchschnitt der Jahre 2012 bis 2015 abzustellen
(act. 139 S. 37). Dem ist entgegenzuhalten, dass die Beklagte selbst von einem
zumutbaren Pensum von 35% ausgeht, welches auch dem im angefochtenen
Entscheid zugrunde liegenden Einkommen entspricht. Auch im Berufungsverfah-
ren ist hievon auszugehen und es erubrigen sich daher Erérterungen zu den Ein-

kommen der Beklagten in den Vorjahren.

6.1.7 Gemass angefochtenem Entscheid erzielte die Beklagte im Jahr 2014

aus selbstandiger und unselbstandiger Tatigkeit ein Einkommen von insgesamt
CHF 36'082.00, und unter Berlcksichtigung der abziehbaren Berufsauslagen
CHF 27'675.05, entsprechend monatlich CHF 2'306.25. In diesem Einkommen
bertcksichtigt ist auch der ausserordentliche Einsatz der Beklagten in der

. -Schule (Januar 2014: Pensum 70%, Februar bis August 2014: 10%). Die
Vorinstanz erwog, dass die Beklagte insgesamt ein Pensum von ca. 30% bis 40%

anerkenne und es unstrittig sei, dass sie bereits in der Vergangenheit neben der
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selbstandigen Tatigkeit Einsatze im Rahmen von Aushilfsanstellungen geleistet
habe (act. 128 S. 63).

Die Beklagte erachtet den Einbezug des von ihr anderl___ schule im Januar
2014 erzielten Lohns (Einsatzpensum 70%) aus unselbstandiger Tatigkeit in die
Durchschnittslohnberechnung als willkirlich, weil dieses bei einer Gegenuberstel-
lung mitden Jahren 2012 und 2013 sowie 2015 ausserordentlich sei (act. 139 S.
35/36). Dass es sich beim Januar-Lohn um einen "Uberobligatorischen Sonder-
einsatz" handelte, ist unstreitig. Die Vorinstanz hat demgegenuber dargelegt,
dass der von der Beklagten im Jahr 2014 geleistete Einsatz in unselbstandiger
Tatigkeit sich insgesamt in einem Rahmen bewegte, der jedenfalls innerhalb der
von der Beklagten anerkannten 30 - 40% liegt. Ausserdem handelte es sich um
eine Tatigkeit im ursprunglich erlernten Beruf der Beklagten. Auch wenn wie ge-
sehen nicht von ihr zu verlangen ist, dass sie generell in diesen Beruf zurtck-
kehrt, so istihr diese ohne weiteres zumutbare Tatigkeit, so sie sie erganzend zu
ihrer selbstandigen Tatigkeit ausubt, anzurechnen. Damit bleibt es fir das Jahr

2014 bei dem von der Vorinstanz angerechneten Einkommen.

6.1.8 Fur das Jahr 2015 rechnete die Vorinstanz der Beklagten gestitzt auf die
ihr eingereichten Belege und dem System der Beklagten folgend Gesamteinkunf-
te von CHF 34'141.00 und zu bertcksichtigende Abzlge von CHF 6'926.00, mit-
hin CHF 27'125.00 Nettoeinnahmen an (act. 128 S. 63/64). Die Beklagte rugt in
der Berufung, es seien bei den Abzigen diejenigen fir "Essen Projektsitzungen”
im Umfang von CHF 1'433.75 nicht berucksichtigt worden, weshalb sich die Ein-
nahmen entsprechend reduzierten (act. 139 S. 37). Dem ist entgegenzuhalten,
dass die Berechnungsweise der Vorinstanz fur das Jahr 2015 derjenigen der Vor-
jahre entspricht, was grundsatzlich auch nicht in Frage gestellt wurde. Vor Vor-
instanz wurden denn auch solche Abzige fur die Vorjahre 2012 - 2014 (act. 42
S. 20 und 21) nicht geltend gemacht. Es ist nicht ersichtlich und auch nicht be-
grundet, weshalb sie neu in die Rechnung einbezogen werden sollten. Damit
bleibt es auch fur das Jahr 2015 bei den vorinstanzlich festgestellten, anrechen-

baren Einkinften.

6.2 Mietertrage / Wohnkosten



-31-

6.2.1 Die Vorinstanz ging davon aus, dass fur die von der Beklagten bewohnte
Liegenschaft Gesamtauslagen von monatlich CHF 3'575.00 zu bericksichtigen
seien. Dabei stellte sie der Pauschalberechnungsmethode (Nebenkosten: 1% des
Verkehrswertes zuzlglich Hypothekarbelastung) eine Berechnung gestiitzt auf die
konkreten Verwaltungsabrechnungen der Jahre 2012 - 2015 gegenuber, bei der
sie sich auch im Einzelnen mit den von den Parteien im vorinstanzlichen Verfah-
ren erhobenen Einwande auseinandersetzte. Sie kam zum Schluss, dass entge-
gen dem Klager die von der Beklagten anerkannte Pauschalmethode zu einem
durchaus realistischen und angemessenen Ergebnis fuhre und sich fur die in die
Zukunft gerichtete, mit den entsprechenden Unsicherheiten verbundene Prognose
eigne. Den Gesamtauslagen fur die Liegenschaft stinden Mietzinseinnahmen von
CHF 2'906.00 gegenlber, was zu einem monatlichen Verlust von CHF 669.00
fuhre, welcher Betrag der Beklagten als Wohnkosten im Bedarf anzurechnen sei-
en (act. 128 S. 65 - 75).

6.2.2 Der Klager kritisiert auch im Berufungsverfahren die Anwendung der Pau-
schalberechnung (act. 126 S. 44). Demgegenlber weist die Vorinstanz zu Recht
auf die auch im Scheidungsverfahren anwendbare Gerichtspraxis (vgl. dort zitiert
OGer I. ZK. Entscheid LC110036 vom 7. November 2011, E. 2.9.6.1 und OGer

l. ZK Entscheid LP050016 vom 10. Januar 2006; MAIER, AJP 2007, S. 1232), wel-
cher der Klager nichts entgegensetzt. Mit der Beklagten (act. 139 S. 20) ist davon
auszugehen, dass die Methode zu einem angemessenen Ergebnis fuhrt. Dies
insbesondere, nachdem die Vorinstanz die Pauschale aufgrund der Verwaltungs-
abrechnungen verifiziert hat.

6.2.3 Hinsichtlich der konkreten Berechnungen rugt der Klager, die vorinstanzli-
chen Zahlen seien teilweise hoher als die von der Beklagten selbst geltend ge-
machten, es befanden sich darunter auch nicht zu berlcksichtigende Ruckstel-
lungen, bzw. die Verwaltungsabrechnung (act. 44/9) selber belege, dass die ef-
fektiven Kosten noch tiefer seien. Der Aufwand von CH 24'066.— jahrlich sei
massiv ubersetzt, anerkannt seien demgegenuber die Versicherungspramien
(CHF 500.-) sowie die Kosten fur Heizung, Gebuhren und Wasser (CHF 2'588.-)
(act. 126 S. 45/46).
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6.2.4 Die Beklagte weist die klagerischen Vorbringen als teilweise neu und unzu-
lassig sowie unzutreffend zurlick unter Verweis auf die vorinstanzlich eingereich-
ten Belege (act. 139 S. 21/22). Im Rahmen der Anschlussberufung rugt sie so-
dann, die von ihr geltend gemachten Rickstellungen von monatlich CHF 1'000.00
seien zu Unrecht nicht berlcksichtigt worden. Solche seien, insbesondere bei ei-
ner Liegenschaft, die wie vorliegend aus dem Jahr 1920 stamme, notwendig. Sie
beantragt entsprechend, es seien der Beklagten als Wohnkosten CHF 1'669.00
anzurechnen (act. 139 S. 38/39).

6.2.5 Zum Wert der fraglichen Liegenschaft an derd.  -Strasse ... in Zurich-
... istvorab festzuhalten, dass der vom Klager im Berufungsverfahren neu be-
hauptete Wert von CHF 4 Mio. weder begrundet ist noch unter dem Blickwinkel
von Art. 317 ZPO als zulassig erscheint; es besteht kein Anlass, von dem von der
Vorinstanz ermittelten Wert von CHF 3 Mio. abzuweichen. Zu den 2011 getatigten
Investitionen ist unbestritten, dass diese uber CHF 200'000.00 betrugen. Die Vor-
instanz hat sodann im Einzelnen gestitzt auf die vorinstanzlich eingereichten
Verwaltungsabrechnungen (Zusammenstellung im Ordner act. 60/4) dargetan,
dass die von der Beklagten geltend gemachten Auslagen belegt seien. Der Klager
hatte sich dazu vor Vorinstanz nur generell, z.B. hinsichtlich der "Posten Versiche-
rungen" geaussert, wobei seine Einwendungen widerlegt wurden (act. 128

S. 70/71). Im Berufungsverfahren setzt er sich damit nicht auseinander, sondern
lasst es bei der Wiederholung seiner allgemein gehaltenen Einwande bewenden.
Damit genugt er seiner Begrundungspflicht nicht und bleibt es bei den von der
Vorinstanz im Einzelnen als belegt und ausgewiesen beurteilten Auslagen im Zu-
sammenhang mit der Liegenschaft J._ -Strasse .... Zu folgen ist der Vo-
rinstanz auch darin, dass neben den effektiv berticksichtigten Auslagen, welche
auch fur die Zukunft im Sinne einer Prognose so angenommen werden, keine zu-
satzlichen Ruickstellungen einzurechnen sind. Solche sind in die Verwaltungsab-
rechnungen 2014 und 2015 (act. 60/4 und 87/2) bereits eingeflossen und entge-
gen der Darstellung der Beklagten (act. 139 S. 38) nicht nur budgetiert.

6.2.6 Insgesamt ergibt sich, dass die gestutzt auf die Akten belegten jahrlichen

Auslagen fur die fragliche Liegenschaft sich in der Hohe dem Wert der Pauschal-
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methode derart annahern, dass sich die Anwendung der letzteren ohne weiteres
als gerechtfertigt erweist. Bei Gesamtauslagen fir die Liegenschaft von
CHF 3'575.00 und Mietzinseinnahmen von CHF 2'906.00 sind die als Verlust

resultierenden CHF 669.00 als Wohnkosten der Beklagten zu berticksichtigen.
6.3 Vermogensertrage / erbrechtliche Anwartschaften

Die Parteien aussern sich im Berufungsverfahren nicht zu den Erwagungen der
Vorinstanz zu den der Beklagten anrechenbaren Vermogensertragen. Diese sind
der Beklagten damit weiterhin im Umfang von CHF 100.00 monatlich anzurech-
nen. Nicht in Frage gestellt wurde sodann die zutreffende Feststellung der Vor-
instanz, dass erbrechtliche Anwartschaften bei der Berechnung des Unterhalts

nicht zu berucksichtigen seien (act. 128 S. 76).

6.4 Zusammenfassend sind der Beklagten als monatliche Einkinfte bis und mit
November 2020 CHF 2'390.00 (Erwerbseinkommen CHF 2'290.00, Vermogenser-
trag CHF 100.00) anzurechnen, ab Dezember 2020 CHF 3'370.00 (Erwerbsein-
kommen CHF 3'270.00, Vermdgensertrag CHF 100.00).

7.  Konkreter Bedarf der Beklagten und der Kinder

7.1 Die Vorinstanz hat die Grundsatze fur die Bedarfsermittiung bei der einstu-
fig-konkreten Methode zutreffend dargelegt. Sie blieben im Berufungsverfahren
unbestritten und sind auch dem Berufungsentscheid zugrunde zu legen. Es kann
auf die Erwagungen im angefochtenen Entscheid verwiesen werden (act. 128

S. 76/77). Auf die Einwendungen der Parteien zu einzelnen Positionen im Beru-

fungsverfahren ist nachstehend einzugehen.

7.2.1  Wie schon vor Vorinstanz rugt der Klager auch im Berufungsverfahren die
Berucksichtigung eines pauschal erhohten Grundbetrages fur die Beklagte und
die Kinder. Dabei belasst er es bei der Wiederholung seiner vorinstanzlichen Vor-
bringen, wonach der Lebensstandard der Parteien wahrend des Zusammenle-
bens moderat gewesen sei (act. 126 S. 47). Damit kommt er seiner Pflicht, sich

mit den Erwagungen der Vorinstanz sachlich auseinanderzusetzen nicht nach,



-34 -

worauf die Beklagte zu Recht hinweist (act. 139 S. 22). Es muss daher bei den im

Ubrigen liberzeugenden Erwagungen der Vorinstanz sein Bewenden haben.

7.2.2 Fur seinen Einwand gegen die von der Vorinstanz bertcksichtigten Wohn-
kosten verweist der Klager auf seine Vorbringen zu den Mietertragen (act. 126

S. 47), welchen nach dem Gesagten nicht gefolgt werden kann.

7.2.3 Zur Bedarfsposition "Hilfspersonen" macht der Klager geltend, dass es
nicht angehe, bei dem der Beklagten angerechneten minimalen Einkommen noch
fir 15 Jahre eine Reinigungsfrau in den Bedarf einzurechnen, zumal eine solche
nur wahrend einer sehr kurzen Zeit des Zusammenlebens angestellt gewesen sei.
Die Kinderbetreuungskosten seien zudem zu befristen; sie entfielen auf jeden Fall
ab dem 1. Dezember 2020. Da die Betreuungskosten zudem mit zunehmendem
Alter der Kinder abnahmen, seien sie mit Erreichen des sechsten Altersjahres

des jungsten Kindes auf die Halfte zu reduzieren. Anerkannt wirden CHF 500.00
(act. 126 S. 47/8). Die Beklagte weist darauf hin, dass eine Reinigungshilfe zum
ehelichen Standard gehorte und diese von beiden Parteien angestellt worden sei.
Mit Bezug auf die Fremdbetreuungskosten raumte sie ein, dass diese mit zuneh-
mendem Alter der Kinder zwar sanken, jedoch durch Mehrauslagen fur Freizeitak-
tivitaten, Schullager, auswartige Verpflegung etc. ohne weiteres kompensiert wir-
den. Sie verwies auf die Erwagungen der Vorinstanz und rtgte die appellatorische
Kritik seitens des Klagers (act. 139 S. 22 -24).

Die Vorinstanz hat im angefochtenen Entscheid gestitzt auf die Parteivorbringen
und die (bereits im Eheschutzverfahren) belegten Ausgaben dargelegt, dass so-
wohl Reinigungshilfe wie auch die Kinderbetreuung wahrend der Ehe und im Ein-
verstandnis auch des Klagers installiert worden seien (act. 128 S. 80). Der Klager
stellt dies in der Berufung im vorliegendem Zusammenhang nicht in Frage. Es ist
weiterhin davon auszugehen. Im Quantitativ berticksichtigte die Vorinstanz den
veranderten und belegten Bedarf insbesondere hinsichtlich der Kinderbetreuung,
stellte auf den belegten Bedarf ab und ging davon aus, dass solche auch inskinf-
tig zu erwarten seien. Dem setzt der Klager im Berufungsverfahren einzig seinen
pauschalen Einwand entgegen, es seien die Betreuungskosten auf CHF 500.00

zu senken. Auch insoweit genugt er damit seiner Begrundungspflicht nicht und es
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besteht im Ubrigen besteht kein Anlass zur Korrektur, weshalb es auch insoweit

beim vorinstanzlichen Entscheid bleibt.

7.2.4 Beiden Gesundheitskosten sowie Krankenkasse und Zahnarzt halt der
Klager in der Berufung daflr, die Zahnarztkosten seien nicht zu berlcksichtigen
und regelmassige Gesundheitskosten der Beklagten seien nicht ausgewiesen; er
anerkennt einzig den Betrag von CHF 406.00 (KVG und VVG) sowie CHF 50.00
Selbstbehalt als pauschalen Betrag (act. 126 S. 48). Demgegenuber halt die Be-
klagte dafur, es seien die Zahnarztkosten bei der einstufig-konkreten Methode zu
berucksichtigen. Weil sie an chronischen Ruckenschmerzen leide, sei sie Uber-
dies auf medizinische Trainingstherapien angewiesen (act. 139 S. 24). Im Rah-
men der Anschlussberufung macht sie sodann als neue Tatsache im Sinne von
Art. 317 Abs. 1 ZPO geltend, die Krankenkassenpramien fur sich und die Kinder
hatten sich per 1. Januar 2017 auf CHF 442.85 bzw. CHF 96.55 je Kind erhoht
(act. 139 S. 39 und 140/2). Der Klager nahm zu letzterem nicht Stellung.

Die Krankenkassenpramien mit Gultigkeit ab 1. Januar 2017 sind belegt und

fr die Beklagte und die Kinder wie von der Beklagten behauptet ausgewiesen
(act. 140/2); sie sind gestutzt auf Art. 317 ZPO zu berticksichtigen. Dass die Be-
klagte wegen chronischer Ruckenbeschwerden auf eine medizinische Trainings-
therapie angewiesen ist, hat der Klager im Berufungsverfahren sodann nicht in
Frage gestellt. Wenn er ohne Begrundung die Notwendigkeit bestreitet und sich
mit den Erwagungen der Vorinstanz auch insoweit nicht auseinandersetzt, genugt
er seiner Begrundungspflicht wiederum nicht. Es besteht kein Anlass von den Er-

kenntnissen der Vorinstanz abzuweichen. Gleiches gilt fur die Zahnarztkosten.

7.2.5 Zu den Kommunikationskosten sowie den Kosten fur die Hausratversiche-
rung aussert sich der Klager im Berufungsverfahren nicht. Es bleibt bei den vor-

instanzlichen Feststellungen.

7.2.6 Unter dem Titel Mobilitat rechnet die Vorinstanz der Beklagten fur den
offentlichen Verkehr ein Abonnement (Zone ...) im Betrag von CHF 63.00

pro Monat, ein Halbtaxabonnement (CHF 14.00) und die Juniorkarte fur C.__
(CHF 30.00) sowie Fahrtauslagen offentlicher Verkehr in der Hbhe von
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CHF 20.00 an. Sie anerkennt alsdann das in der Ehe erworbene Fahrzeug

als Teil des ehelichen Standards (kein Kompetenzstiick) und die CHF 167.00
(CHF 117.00 Versicherung und CHF 50.00 Benzin) monatlich zusatzlich als Mobi-
litatskosten (act. 128 S. 83 - 85).

Der Klager macht wie schon vor Vorinstanz geltend, es seien der Beklagten fur of-
fentlichen Verkehr und Auto zusammen ein Betrag von CHF 100.00 im Bedarf an-
zurechnen, dies zumal die Beklagte Fahrzeugauslagen auch in ihrer Einzelfirma
ausweise (act. 126 S. 49). Die Beklagte geht davon aus, es sei unstrittig geblie-
ben und belegt, dass ein Fahrzeug zum ehelichen Standard gehore; damit setze
sich der Klager nicht auseinander, ebenso wenig mit den ausgewiesenen konkre-
ten Kosten. Als Gestehungskosten habe sie Uberdies nur geschaftsbedingte Mo-
bilitatskosten in Abzug gebracht (act. 139 S. 24/25). Im Rahmen der Anschlussbe-
rufung rugt sie als willktrlich, wenn die Vorinstanz bei einer einstufig-konkreten
Berechnung ihr nur CHF 20.00 anstatt die moderaten und belegten CHF 130.00
an Fahrtauslagen fir den o6ffentlichen Verkehr anrechne (act. 139 S. 40). Der Kla-

ger ausserte sich dazu nicht.

Auch mit Bezug auf die Mobilitatskosten belasst es der Klager bei der Wiederho-
lung seines vor Vorinstanz geltend gemachten Standpunktes, ohne sich mit den
Erwagungen der Vorinstanz auseinanderzusetzen, weshalb hierauf nicht weiter
einzugehen ist. Die Beklagte weist demgegenlber zu Recht auf die vor Vorin-
stanz eingereichten und an sich nicht bestrittenen Belege fur die Benltzung des
offentlichen Verkehrs im Zeitraum Januar bis November 2015, aus denen sich
indes — wie die Vorinstanz zu Recht erwagt — nicht erkennen lasst, ob die Fahr-
ten jeweils privat oder beruflich begrindet waren. Ausgewiesen sind rund

CHF 1'340.00 fur elf Monate. Im Rahmen der einstufig konkreten Berechnungs-
methode, die eine gewisse Pauschalisierung zulasst, erweist es sich als sachge-
recht, monatlich CHF 100.00 als Fahrtauslagen fur den offentlichen Verkehr anzu-

rechnen.

7.2.7 Die Vorinstanz rechnete der Beklagten und den Kindern fur Freizeit und
Hobbys monatlich CHF 360.00, fir Ferien CHF 250.00 und als Betrag zur freien
Verfigung CHF 100.00 an (act. 128 S.85 ff.). Der Klager rugt, keine dieser Positi-



-37-

onen sei von der Beklagten Uber einen langeren Zeitraum belegt und sein Recht
auf strikten Beweis damit verletz. Er will der Beklagten insgesamt CHF 100.00
zugestehen; die Transaktionen zeigten, dass fur die gesamte Familie nicht mehr
ausgegeben worden sei (act. 126 S. 49). Die Beklagte weist dies unter Hinweis
auf die Begrindung des vorinstanzlichen Entscheides zurlck (act. 139 S. 25
und 40).

Vorab ist hiezu festzuhalten, dass die Beklagte die Kosten fur die Freizeitaktivita-
ten der Kinder belegt hat (act. 58 S. 29 i.V.m. act. 60/20 ff.). Die Vorinstanz wies
indes zu Recht darauf hin, dass sich diese Kosten je nach Aktivitaten der Kinder,
welche in verschiedenen Altersstufen auch verschieden ausfallen kénnen, veran-
dern und insoweit wie auch fur einen Beitrag zur freien Verfugung oder fir Ferien
eine Schatzung vorzunehmen sei. Selbstredend kdonnten in der Zukunft liegende
Schatzungen, die gestutzt auf tatsachlich getatigte Ausgaben ergingen, nicht strikt
bewiesen werden. Die Einrechnung der von ihr berlcksichtigten Betrage fur Frei-
zeit, Ferien und zur freien Verfugung hielt die Vorinstanz angesichts der gegebe-
nen finanziellen Verhaltnisse als gerechtfertigt. Dies stellt der Klager zu Recht
nicht in Frage. Insgesamt besteht kein Anlass, die vorinstanzlich angerechneten

Betrage in Zweifel zu ziehen.

7.2.8 Zusammenfassend erweist sich die Bedarfsermittlung der Vorinstanz ent-
gegen der Auffassung des Klagers weder als fehlerhaft noch als willkirlich. Mit
der einzigen Anderung beziiglich der Mobilitatskosten, welche um CHF 80.00 zu

erhdhen sind, ist sie auch dem Berufungsverfahren zugrunde zu legen.

7.3 Nach dem Gesagten ist der Bedarf zusammengefasst darzustellen. Dabei

sind die Bedarfspositionen, welche fur die Kinder anfallen, separat aufzufuhren:

Beklagte C. , *tt.mm.2009 | D. , *tt.mm.2010
Grundbetrage (je zu-
zuglich 30%
bis Marz 2019 1'755.00 520.00 520.00
April 2019 - Nov. 2020 1'755.00 780.00 520.00
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ab Dez. 2020 1'755.00 780.00 780.00
Wohnkosten 669.00

Reinigungshilfe 486.00

Kinderbetreuung 600.00 600.00
Krankenkasse 443.00 96.50 96.50
Gesundheitskosten 83.33

Beklagte

Zahnarzt Beklagte 25.00

Hausratversicherung 32.00

Mobilitat Beklagte

Fahrzeug 167.00

o0V / Fahrten 177.00

Juniorkarte 30.00

Kommunikation 218.00

Freizeit/Hobbies 180.00 180.00
Betrag zur freien Verf. 100.00

Ferien 166.66 41.66 41.66
Total

bis Méarz 2019 4'322.00 1'468.15 1'438.16
April 2019 - Nov. 2020 | 4'322.00 1'728.16 1'438.16
ab Dez. 2020 4'322.00 1'728.16 1'698.16

Fir die Beklagte und die Kinder zusammen ergibt sich folgender Bedarf:
bis Mé&rz 2019 7'228.32
April 2019 - Nov. 2020  7'488.32
ab Dez. 2020 7'748.32.

7.4 Unbestritten sind die Familienzulagen, die der Klager fur die Tochter erhalt,
namlich CHF 200.00 je Kind, ab dem 12. Geburtstag CHF 250.00 je Kind. Die
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Familienzulagen sind vom Barbedarf der Kinder in Abzug zu bringen (BGE 137 |l
59). Das ergibt (entsprechend der Darstellung im angefochtenen Entscheid) einen

Bedarf fur die Beklagte und die Kinder (ohne Steuern) von:

Zeitraum Bedarf ./. Familienzulage Einkommen Unterdeckung
Beklagte

bis Marz 2019 7'228.32 ./.400.00: 6'828.32 ./. 2'390.00 4'438.32

April 2019 - Nov. 2020 7'488.32 ./. 400.00: 7'088.32 ./. 2'390.00 4'698.32

Dez. 2020 - Marz 2021 7'748.32 ./.400.00: 7'348.32 ./. 3'370.00 3'978.32

April 2021 - Nov. 2022 7'748.32 ./.450.00: 7'298.32 ./. 3'370.00 3'928.32

ab Dez. 2022 7'748.32 ./.500.00: 7'248.32 ./. 3'370.00 3'878.32

8. Vorsorgeunterhalt / Kompensation Vorsorge

8.1 DieVorinstanz erwog im angefochtenen Entscheid, dass der Beklagten auf-
grund ihrer Betreuungspflichten und der dadurch bedingten Verzégerung bei der
Ausdehnung ihrer Erwerbstatigkeit Einbussen in der Altersvorsorge entstinden.
Sie sei aus eigener Kraft nicht in der Lage, ihr BVG-Guthaben angemessen zu
aufnen oder Einzahlungen in eine Saule 3a zu tatigen. Hieran vermdge weder

ihr Vermdgen in Form von Grundeigentum noch das ubrige Vermdgen etwas

zu andern und schliesslich stehe ausser Frage, dass erbrechtliche Anwartschaf-
ten nicht zu den Vorsorgeanwartschaften zahlten. Ausgehend von einem gebuh-
renden Bedarf der Beklagten ohne Kinder von gerundet CHF 3'950.00 (ab April
2019 bis November 2020, aber auch ab Dezember 2020) pro Monat bzw.

CHF 47'400.00 pro Jahr nahm die Vorinstanz bei der Berechnung ermessenswei-
se ein massgebliches Durchschnittseinkommen der Beklagten Uber den gesam-
ten Zeitraum (bis 2026) von CHF 2'880.00 pro Monat bzw. CHF 34'560.00 pro
Jahr an, wobei sie wiederum ermessensweise den Vorsorgeunterhalt so berech-
nete, wie wenn die Beklagte im gesamten Umfang ihrer Erwerbstatigkeit unselb-
standig tatig ware, wogegen sie tatsachlich nur zu 20% unselbstandig und im Um-
fang von 80% selbstandig tatig war und ist. Sie errechnete einen Kompensations-
beitrag fur die Vorsorge von monatlich CHF 350.00 oder jahrlich CHF 4'198.00
(act. 128 S. 89 - 95).
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8.2 DerKlager rugt in der Berufung, die Vorinstanz verkenne, dass die Beklagte
bei Erreichen des gesetzlichen Rentenalters ein Millionenvermoégen geerbt haben
werde. Ausserdem gehe die Vorinstanz von einem ubersetzten Lebensstandard
der Berufungsbeklagten aus. Angesichts des erzielbaren Einkommens entstehe

ihr kein Vorsorgedefizit, das auszugleichen ware (act. 126 S. 50 - 52).

8.3 Die Beklagte bestreitet die Vorbringen des Klagers in der Berufungsantwort
(act. 139 S. 25/26). In der Anschlussberufungsantwort errechnet sie in Anlehnung
an die Berechnung der Vorinstanz aber auf der Basis der von ihr vertretenen Po-
sitionen einen Vorsorgeunterhaltsbeitrag von CHF 916.00 (act. 139 S. 42/43),
bzw. zuzlglich geschatzter Steueranteil von CHF 1'000.00 pro Monat. Uberdies
ging sie von zu berucksichtigenden Steuern in der Hohe von CHF 1'425.00 pro
Monat aus (act. 139 S. 44/45).

8.4 DerKlager stellt auch im Berufungsverfahren nicht in Frage, dass der Be-
klagten die Ausdehnung ihrer Erwerbstatigkeit bis zum 16. Altersjahr von D._
nicht zumutbar ist. Er bestreitet einen Anspruch auf Vorsorgeunterhalt vielmehr im
Wesentlichen mit den Erbanwartschaften der Beklagten. Die Vorinstanz hat zu
Recht festgehalten, dass Erbanwartschaften in diesem Zusammenhang nicht zu
beriicksichtigen sind (vgl. dazu insbesondere: BOTSCHAFT Uiber die Anderungen
des Zivilgesetzbuches vom 15. November 1995, BBI 1996 S. 115; LC110036

E. 2.10.4; SCHWENZER, FamKomm Scheidung, Band |, 2. Aufl., Art. 125 ZGB

N 68). Der Klager stellt dem ausser der Wiederholung seiner gegenteiligen Auf-
fassung im Berufungsverfahren nichts entgegen, was wiederum nicht gentigt und
unbehelflich ist. Es ist damit mit der Vorinstanz davon auszugehen, dass die Be-
klagte, welche durch die eingeschrankte Erwerbstatigkeit nur in eingeschranktem
Ausmass in der Lage ist, ihre Altersvorsorge zu aufnen, grundsatzlich Anspruch
auf Vorsorgeunterhalt hat, soweit sie nicht selbst dafir aufkommen kann und die
Leistungsfahigkeit des Klagers gegeben ist. Letzeres ist nicht umstritten, der Kla-
ger macht sodann geltend, dass der Beklagten mit ihren Verdienstmoglichkeiten

kein Ausfall entsteht. Hierauf ist mit der nachstehenden Berechnung einzugehen.

8.5 Die Grundsatze fir die Berechnung des Vorsorgeunterhaltes sind im Beru-

fungsverfahren nicht umstritten. Die Vorinstanz folgte der insoweit massgebli-
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chen bundesgerichtlichen Praxis, was die Parteien nicht in Frage stellen (act. 128
S. 91 ff.). Es ist auch im Berufungsverfahren davon auszugehen. Den Anteil der
Kinder an der Miete, am Betrag zur freien Verfugung und fur Ferien hat die Vor-
instanz mit einem Drittel veranschlagt, was nicht in Frage gestellt wurde und an-

gemessen erscheint. Der zusatzliche Anteil fir die Kinder betragt damit:

1/3 Anteil Wohnkosten 223.00
1/3 Betrag freie Verfugung 33.33
zusatzlicher Anteil Kinder 256.66

Damit reduziert sich der Bedarf der Beklagten (vgl. vorstehend Ziff. 7.3) von
CHF 4'322.00 auf CHF 4'065.35, oder jahrlich CHF 48'784.20.

Die Anrechnung eines Durchschnittseinkommens der Beklagten, wie sie die Vor-
instanz vorgenommen hat, wurde im Berufungsverfahren nicht in Frage gestellt
und erscheint angemessen. Auszugehen ist damit von dem vorinstanzlich ermit-
telten Durchschnittseinkommen von CHF 2'880.00 pro Monat oder CHF 34'560.00
pro Jahr. Da der Anteil am Einkommen, welches die Beklagte mittels unselbstan-
diger Tatigkeit erzielt, unter das BVG-Obligatorium fallt und wie gesehen die voll-
standige Ruckkehr in den Lehrerberuf von der Beklagten nicht verlangt werden
kann, erweist sich ihr Einwand, vom erzielten Einkommen nur AHV- und nicht
auch BVG-Beitrage in Abzug zu bringen (act. 139 S. 43), ohne weiteres als zutref-
fend.

Dies fuhrt zu folgender Berechnung:

monatlich Jahr Vorsorge-UHB
Geblhrender Bedarf (=87%)  4'065.35 48'784.20  Jahr monatlich
100% = fiktiver Bruttolohn 4'672.80 56'073.60
Koordinationsabzug BVG 24'675.00
fiktiver vers. Bruttolohn 31'398.60
12,45% fiktive AHV-Beitrage
auf fiktivem Bruttolohn 6'981.16 581.76
16% fiktive BVG-Abzuge 5'023.77 418.64
fiktive Sozialversicherungsbeitrage 12'004.89  1'000.40
Nettoeinkommen = 87% 2'880 34'560

Bruttoeinkommen = 100% 3'310 39'724
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12,45% AHV-Beitrage 4'945.64 412.14

Kompensation Vorsorge (ohne Steuern) 7'059.25 588.25

Der Beitrag zur Kompensation der Vorsorge in der genannten Hohe ist Teil des

der Beklagten zustehenden nachehelichen Unterhalts und geschuldet soweit die-
se nicht an den Vorsorgeleistungen des Klagers partizipiert. Er ist geschuldet ab
dem fUr den Vorsorgeausgleich massgeblichen Stichtag der — wie zu zeigen ist —

auf den 1. Januar 2017 festzusetzen ist.
9. Steuern

9.1 Fur die Steuerberechnung ging die Vorinstanz von einem durchschnittli-
chen steuerbaren Einkommen von CHF 12'586.00 monatlich aus, darin einge-
schlossen eigenes Einkommen, Unterhaltsbeitrag fir sich und die Kinder, Vorsor-
geunterhalt und Eigenmietwert, und von einem steuerbaren Vermdgen von ge-
rundet CHF 802'000.00. Nach dem Steuerberechnungsprogramm der Stadt ZU-
rich errechnete sie fur die Beklagte monatlich anfallende Steuern von gerundet
CHF 992.00 (act. 128 S. 95 - 97).

9.2 DerKilager aussert sich in der Berufung nicht zur Steuerberechnung, die Be-
klagte legt ihrer Berechnung ihre Zahlen zugrunde und kommt mit derselben Be-
rechnung wie die Vorinstanz zu einem zu bertcksichtigenden Steuerbetreffnis von
monatlich CHF 1'425.00 (act. 139 S. 44/45 und act. 140/3).

9.3 Dervorinstanzlichen Berechnung folgend, die nicht angefochten und auch
nicht zu beanstanden ist, ergibt sich nach den vorstehenden Erwagungen folgen-

de Berechnung:

bis Marz 2019 | Apr. 19 - Nov. Dez 20 -Marz | Apr. 21 - Nowv. ab Dez. 22
20 21 22
Einkommen 2'390 2'390 3'370 3'370 3'370
Vorsorge-UHB 588 588 588 588 588
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Unterdeckung 4'438 4'698 3'978 3'928 3'878
Total 7'416 7'627 7'887 7'837 7787
Eigenmietwert 4'884 4'884 4'884 4'884 4'884

(Steuererkl.2015)

Familienzulagen 400 400 400 450 500

12'708 12'960 13220 13220 13'220

Im Durchschnitt ergibt dies Einkinfte von CHF 13'065.60 pro Monat oder

CHF 156'787 .- pro Jahr. Zusammen mit dem steuerbaren Vermogen von

CHF 802'000.-- (vgl. Vi act. 128 S. 96) betragen gemass Steuerberechnungspro-
gramm der Stadt Zurich und unter Berlcksichtigung der Abziige gemass vorin-
stanzlichem Entscheid (act. 128 S. 97) die Kantons- und Gemeindesteuer rund
CHF 11'482.-- die direkte Bundessteuern rund CHF 1'708.--; zusammen ergibt
dies rund CHF 13'190.-- pro Jahr oder gerundet 1'100.-- pro Monat.

10. Unterhaltsbeitrage

10.1 Dieim Berufungsverfahren streitigen Kinderunterhaltsbeitrage sowie der
nacheheliche Unterhaltsbeitrag fir die Beklagte sind aufgrund der Gesetzesrevi-
sion nach dem seit 1. Januar 2017 massgeblichen Recht zu berechnen. Die Un-
terhaltspflicht gegenuber minderjahrigen Kindern geht dabei den andern familien-
rechtlichen Unterhaltspflichten vor (Art. 276a Abs. 1 ZGB). Die Botschaft zur Ge-
setzesrevision halt sodann ausdrucklich fest, die Revision des Kinderunterhalts-
rechts beabsichtige die Starkung des Unterhalts des Kindes, nicht aber die Ande-
rung der Regelung betreffend die Scheidungsfolgen. Insbesondere soll die Einfuh-
rung des Betreuungsunterhalts keine Auswirkungen auf den Vorsorgeausgleich
haben. Vorgeschlagen werde einzig die Verschiebung eines Bestandteils des
nachehelichen Unterhalts in den Kindesunterhalt (BOTSCHAFT zur Anderung des
ZGB vom 29. November 2013, BBl 2014 S. 555). Soweit bei verheirateten Eltern
aufgrund eines gemeinsamen Entscheides ein Ehegatte zugunsten der Betreuung

der Kinder die Erwerbstatigkeit aufgibt oder einschrankt, ist der betreuungsbe-
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dingte Nachteil, der darin liegt, dass die eigenen Lebenshaltungskosten nicht
mehr selbst bestritten werden konnen, Uber den Betreuungsunterhalt auszuglei-
chen. Daruber hinaus gehende Nachteile (erschwerter Wiedereinstieg, reduzierte
berufliche Entwicklungsmoglichkeiten etc.) sind ebenso wie ein allfalliger hdherer
Lebensstandard, welcher Uber den Betreuungsunterhalt nicht abgegolten wird,
weiterhin im Rahmen des nachehelichen Unterhalts zu berlcksichtigen (BOT-

SCHAFT, a.a.0. S. 556).

10.2 Vorliegend steht aufgrund der von den Parteien gewahlten Regelung wie
auch der tatsachlich gelebten Situation vor und nach der Scheidung fest, dass die
Beklagte wenn nicht der ausschliessliche, so doch jedenfalls der Uberwiegend
kinderbetreuende Elternteil war und ist. |hr ist die Betreuungsleistung in einem
gewissen Rahmen zu "entschadigen”, wenn die personliche Betreuung eine
nachhaltige Einbusse in ihrer Eigenversorgungsmoglichkeit verursacht. Dabei
steht der (neue) Betreuungsunterhalt nicht der Beklagten als betreuendem Eltern-
teil zu, sondern den Kindern. Er kommt zum eigentlichen Barunterhalt dazu und
bildet einen Teil des Kinderunterhalts, der zweckgebunden der Eigenversorgung

des betreuenden Elternteils dient.

Der Betreuungsunterhalt umfasst grundsatzlich die Lebenshaltungskosten der be-
treuenden Person soweit diese aufgrund der Betreuung nicht selber dafir auf-
kommen kann (BOTSCHAFT, a.a.0O., S. 554). Die fur den Betreuungsunterhalt mas-
sgeblichen Lebenshaltungskosten des betreuenden Elternteils widerspiegeln ge-
rade in finanziell guten Verhaltnissen aber nicht den gelebten Standard bzw. den
gebuhrenden Bedarf; dieser schlagt sich vielmehr bei den direkten Kosten, wel-
che hdher ausfallen, aus. Die Lebenshaltungskosten sollen vielmehr dem fami-
lienrechtlichen Existenzbedarf entsprechen, allenfalls erweitert um VVG-Pramien
sowie die auf den Lebenshaltungskosten berechneten Steuern (vgl. Leitfaden der
gerichtsubergreifenden Arbeitsgruppe des Obergerichts des Kantons Zurich, Ver-
sion 05/2017, S. 71f, vgl. www.gerichte-zh.ch/themen/Ehe und Fami-
lie/Gesetzesanderungen per 1. Januar 2017; BOTSCHAFT, a.a.0., S. 576).

Sie enthalten damit folgende Bedarfspositionen der betreuenden Person, mithin

vorliegend der Beklagten:



Grundbetrag (ohne Zuschlag)

Wohnkosten (ohne Kinderanteil)

Hausrat- + Haftpflichtversicherung
Krankenkasse (KVG und VVG)

Gesundheitskosten

Kommunikationskosten (tblich)
(entsprechend act. 139 S. 45)

Berufsbedingte Auslagen

Steueranteil *
Total
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1'350.00
446.00
32.00
442.85
83.35
158.00

190.00
2'702.20

* (Gemass Steuerrechner des Kantons Zirich betragt die Gemeinde- und Kantonssteuer bei ei-

nem fiktiven Einkommen in der Hohe der Lebenshaltungskosten und einem Vermdgen von
CHF 802'000.00 CHF 2'238.00 und die direkte Bundessteuer CHF 18.00. Das ergibt gerundet ei-
nen monatlichen Steuerbetrag von CHF 190.00).

Die fur den Betreuungsunterhalt massgeblichen Lebenskosten der Beklagten be-

laufen sich gerundet auf monatlich CHF 2'700.00, wovon das erzielte Einkommen

in Abzug kommt, mithin CHF 2'390.00 bis November 2020 und ab Dezember

2020 CHF 3'370.00.

Der Betreuungsunterhalt, der auf die beiden Kinder C. und D. je half-
tig zu verteilen ist, betragt bis November 2020 somit CHF 310.00 und entfallt ab
Dezember 2020.

10.3 Vom Gesamtbedarf fallen auf die Kinder C. und D. folgender

Bar- und Betreuungsbedarf:

bis Marz 19 April 19 - Nov.20 Dez.20 - Marz 21 April21 - Nov. 22 ab Dez. 22

C. D. C. D. C. D. C. D. C. D.
Barbedarf 1468.15 | 1438.15 | 1728.15 | 1438.15 | 1728.15 | 1698.15 | 1728.15 | 1698.15 | 1728.15 | 1698.15
Betreuungsbedarf | 155.00 155.00 155.00 | 155.00 - - - _— -
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Total 1623.15 | 1593.15 | 1883.15 | 15693.15 | 17.28.15 | 1698.15 | 1728.15 | 1698.15 | 1728.15 | 1698.15

.. Familienzulage | 200.00 200.00 200.00 | 200.00 200.00 200.00 250.00 | 200.00 250.00 250.00

Unterhaltsbedarf | 1423.15 | 1393.15 | 1683.15 | 1393.15 | 1528.15 | 1498.15 | 1478.15 | 1498.15 | 1478.15 [ 1448.15

Uber den ganzen Zeitraum rechtfertigt es sich der Einfachheit halber den Kin-
derunterhaltsbeitrag auf je CHF 1'500.00 pro Kind, davon bis November 2020 je
CHF 155.00 Betreuungsunterhalt, festzusetzen.

10.4 FUr den nachehelichen Unterhalt ergibt sich folgende Rechnung:

bis Marz 19 April19 - Nov.20 | Dez.20-Marz 21 | April21 - Nov. 22 | Dez. 22 - Nov. 26

Bedarf (ohne 6828.32 7088.32 7348.32 7298.32 7248.32
Familienzulagen)

Kompensation 588.26 588.26 588.26 588.26 588.26
Vorsorge

Steuern 1100.00 1100.00 1100.00 1100.00 1100.00
Total 8516.58 8776.58 9036.58 8986.58 8936.58
.. Enkommen 2390.00 2390.00 3370.00 3370.00 3370.00
.. Kinder UHB 3000.00 3000.00 3000.00 3000.00 3000.00
UHB 3126.58 3386.58 2666.58 2616.58 2566.58
UHB gerundet 3130.00 3390.00 2625.00 2565.00

10.5 Zusammenfassend ergeben sich fur den Klager zu bezahlende Unterhalts-
betrage von total CHF 6'130.00 bis und mit Marz 2019, von April 2019 bis
November 2020 CHF 6'390.00, von Dezember 2020 bis November 2022

CHF 5'625.00 und ab Dezember 2022 bis November 2026 CHF 5'565.00, immer
zuzluglich Familienzulagen. Ab Dezember 2026 entfallt ein Unterhaltsbeitrag fir
die Beklagte, die Kinderunterhaltsbeitrdge (zuzlglich Familienzulagen) laufen wei-
ter bis zur Volljghrigkeit der Kinder bzw. bis zum Abschluss ihrer Erstausbildung.
Fir den Zeitraum 1. Januar 2017 bis zur Rechtskraft des Urteils sind sodann mo-
natlich CHF 588.00 fur die Beklagte zu bezahlen.




- 47 -

Diese Beitrage basieren zusammenfassend auf folgenden Grundlagen:

Einkommen Beklagte (netto) / Vermogen

- ab Rechtskraft bis 30. November 2020: Fr. 2'390.—
- ab Dezember 2020: Fr. 3'370.—
- Vermdgen bei Rechtskraft: Fr.  802'000.—

Einkommen Klager (netto) / Vermdgen

- Lohn (inkl. aller Sonderzahlungen / Ertrage): Fr. 28'540.—
- Vermdgen bei Rechtskraft: Fr. 153'800.—

Gebiihrender Bedarf Beklagte (inklusive Kinder / Steuern / FaZu abgezogen)

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 7'928.—
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 8'188.—
- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 Fr. 8'448.—
- ab April 2021 bis November 2022 Fr. 8'398.—
- ab Dez. 2022 bis November 2026 Fr. 8'348.—

Gebuhrender Bedarf Beklagte (ohne Kinder, mit Steuern [auch fiir Kinderunterhaltsbeitrag]

und Vorsorgeunterhalt):

- ab Rechtskraft bis November 2026 Fr. 6'010.—

Gebiihrender Bedarf Kinder (ohne Familienzulage)

C.
- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 1623.—
(davon pro Kind CHF 155.00 Betreuuungsunterhalt)
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 1'883.—
(davon pro Kind CHF 155.00 Betreuungsunterhalt)
- ab Dezember 2020 Fr. 1'728.—

11. Familiensituation des Klagers

D.

Fr. 1'693.—

Fr. 1'693.—

Fr. 1'698.—

11.1 Mit Eingabe vom 1. Januar 2017 wies der Klager darauf hin, dass er mit sie-

ben Mittern insgesamt elf Kinder habe, wovon drei im Jahre 2017 geboren wir-
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den. Das neue Familienrecht enge seine finanziellen Moglichkeiten deutlich ein,
da alle sieben Mutter und die elf Kinder ein gleiches Anrecht auf Unterstitzung
hatten. Die Beklagte als einzige Millionarerbin unter den Muttern dirfe nicht bes-
ser gestellt werden als die anderen. Seine Familiensituation sei bei der Hohe der
Unterhaltsbeitrage zu berlcksichtigen (act. 135 S. 2 und 3). Als Anhang legte der
Klager eine Tabelle bei Uber die von ihm erwahnten Mutter und Kinder mit deren
Geburtsdaten und teilweise weiteren Bemerkungen, darunter einem Hinweis Uber

Unterhaltsbeitrage fir die verschiedenen Kinder und Mdtter (act. 136/3).

11.2 Die Beklagte bestreitet die Vorbringen des Klagers, die zum Teil neu und
teilweise auch unzuldssig seien. Sie macht in der Berufungsantwort geltend, es
sei nicht belegt, dass der Klager tatsachlich der Vater der sieben bis elf Kinder
sei. Dies sei aber auch nicht relevant, weil seine Leistungsfahigkeit nicht bestritten
sei und er ein Einkommen von mehr als CHF 50'000.00 pro Monat erziele. Hinzu
komme, dass kein einziger Unterhaltsbeitrag belegt sei und drei der Kinder noch

gar nicht geboren seien (act. 139 S. 29 - 31).

11.3 Grundsatzlich haben alle Kinder eines Elternteils Anspruch auf Gleichbe-
handlung durch ihn. Sie sind von ihm im Verhaltnis zu ihren objektiven Bedurfnis-
sen finanziell gleich zu stellen. Kinder unter sich haben damit nicht Anspruch auf
nominell gleichen Unterhalt, aber auf Gleichachtung ihrer individuellen Verhaltnis-
se, wobei die Bedurfnisse an den wirtschaftichen Rahmenbedingungen zu be-
messen sind. Der Minderjahrigenunterhalt geht sodann dem Volljahrigenunterhalt
vor (BGE 126 Il 353 ff., E.2; BREITSCHMID, BSKZGB |, 5.A., Art. 285 N 17 und
Art. 276 N 19). Mit Bezug auf die Mutter gilt nicht dasselbe. Insbesondere andert
das neue Recht nichts daran, dass wie erwahnt die Ehe der Parteien als lebens-
pragend zu qualifizieren ist und sich der nacheheliche Unterhalt nach den hiefur
entwickelten Kriterien bemisst. Eine Gleichstellung aller Mutter unabhangig vom

Zivilstand, wie dies der Klager behauptet, sieht das neue Recht nicht vor.

11.4 Im Bereich der Kinderbelange gilt wie erwahnt die uneingeschrankte Unter-
suchungs- und Offizialmaxime. Das Gericht hat den Sachverhalt von Amtes we-
gen zu erforschen und es ist nicht an die Parteiantrage gebunden (Art. 296 ZPO).
Die Pflicht des Gerichts, den Sachverhalt von Amtes wegen festzustellen, kennt
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jedoch wie gesehen auch Grenzen. Die Untersuchungsmaxime entbindet die Par-
teien insbesondere nicht von ihrer Pflicht, ihre eigenen Behauptungen darzulegen,
das Gericht Uber den Sachverhalt zu orientieren und ihm die verfigbaren Be-
weismittel zu nennen (BGE 128 Il 411 E. 3.2.1 = Pra 92 (2003) Nr. 5; BGE 133 Il
507 ff., E. 5.4; SCHWEIGHAUSER, ZK ZPO, 3.A., Art. 296 N 10).

Was der Klager in seiner Eingabe vom 1. Januar 2017 zu seiner familiaren Situa-
tion und insbesondere zu seinen weiteren, in den Jahren 2016 und 2017 gebore-
nen bzw. auf August 2017 noch erwarteten Kinder vorbringt, ist neu und im Rah-
men der herrschenden Offizial- und Untersuchungsmaxime bei Kinderbelangen
ohne weiteres zuzulassen. Mit Bezug auf die drei Kinder aus erster Ehe ist fest-
zuhalten, dass der Klager bereits vor Vorinstanz seine Unterhaltsleistungen in der
Steuererklarung (fur das Jahr 2015: s. act. 89/1) ausgewiesen hat. Zwei dieser
Kinder sind inzwischen volljahrig und fallen zum Vornherein nicht unter den er-
wahnten Gleichbehandlungsgrundsatz. Dass der Klager Vater von sechs weiteren
Kindern ist, welche 2016 und 2017 geboren worden sind bzw. geboren werden
sollen, bestreitet die Beklagte. Der Klager hat mit einer Geburtsurkunde (in spani-
scher Sprache) die Geburt von K. | die am ttmm.2016 in Mexico geboren
worden sein soll, belegt, wobei er als Vater ausgewiesen scheint. Im Ubrigen legt
der Klager die Lebensumstande der jeweiligen Mutter (in Wollerau, Mexico, ...
[Stadt in Osteuropa], Genf und North Carolina) jedenfalls nur ansatzweise dar.
Die von ihm gemass Konkubinatsvertrag mit Dr.L._ (act. 136/3) zu zahlen-
den monatlichen CHF 1'500.00 betreffen sodann seinen eigenen Unterhalt. Ins-
gesamt kommt der Klager seiner auch unter der Herrschaft der Offizial- und Un-
tersuchungsmaxime herrschenden Darlegungspflicht nicht hinreichend nach. Hin-
zu kommt, dass er — wie die Beklagte zu Recht einwendet — seine Leistungsfahig-
keit zur Ubernahme weiterer Unterhaltszahlungen nicht bestreitet. Er macht zwar
geltend, der Bedarf der weiteren Kinder und Mutter enge seine Mdglichkeiten ein,
legt dies indes nicht klar dar und er nennt hieflir auch keine Beweismittel, was von
ihm zu verlangen ware, wenn er gestutzt darauf seine Unterhaltsverpflichtung ge-
genuber seinen KindernC.~ und D._ sowie gegenuber der Beklagten
reduzieren will. Die neuen Vorbringen des Klagers vermodgen daher an den darge-

legten Berechnungen nichts zu andern.
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12. Zusammenfassung

Zusammenfassend ist der Klager zu Unterhaltszahlungen wie folgt zu verpflich-
ten:

Fir die KinderC._  und D._ je CHF 1500.00 monatlich (im Voraus zahl-
bar), darin eingeschlossen je CHF 155.00 Betreuungsunterhalt bis Ende Novem-

ber 2020, jeweils zuzlglich Familienzulage sowie fir die Beklagte:

ab 1. Januar 2017 bis Rechtskraft: CHF 588.00
ab Rechtskraft bis Marz 2019: CHF 3'130.00
April 2019 bis November 2020: CHF 3'390.00
Dezember 2020 - November 2022: CHF 2'625.00
Dezember 2022 - November 2026: CHF 2'565.00.

In den Beitragen ab Rechtskraft des Urteils ist ein Betrag fir die Kompensation

der Vorsorge in der Hohe von CHF 588.00 pro Monat enthalten.

Das neue Kinderunterhaltsrecht bedingt wie dargetan eine Neuberechnung, wel-
che es insbesondere auch erforderlich machte, den Bedarf der Kinder je separat
zu erfassen. Insgesamt bewirkt die Neuerung im Rahmen der Scheidungsfolgen
betragsmassig keine Anderung, sie fiihrt allenfalls zu einer Verschiebung bei der
anspruchsberechtigten Person. Diese Konnexitat ist im Zusammenhang mit den
der Beklagten zuzusprechenden (der Dispositionsmaxime unterliegenden) Unter-
haltsbeitragen insofern beachtlich, als es nicht darauf ankommen kann, dass der
Beklagten in bestimmten Zeitraumen Unterhaltsbeitrage zuzusprechen sind, die in
der Hohe Uber die gestellten Antrage hinausgehen, sondern darauf, dass ihr ins-

gesamt nicht mehr zugesprochen wird, als sie verlangt. Dies ist nicht der Fall.
13. Vorsorgeausgleich

13.1 Der Klager macht auch im Berufungsverfahren geltend, die Vorinstanz sei zu
Unrecht von einer zu tiefen Erbanwartschaft der Beklagten ausgegangen und ha-
be zu Unrecht die Edition von Steuererklarungen der Eltern der Beklagten abge-
lehnt. Dies sei im Rahmen der Offizialmaxime nicht zulassig, zumal die Erban-

wartschaft durchaus relevant sei, weil sie vorliegend, wo sie derart hoch sei, bei
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Nichtbeachtung einzu hohes finanzielles Ungleichgewicht zwischen den Parteien
bewirken wirde; ein halftiger Vorsorgeausgleich flihre bei solchen Verhaltnissen
zu stossenden Resultaten, weshalb (auch nach bisherigem Recht) von einer sol-
chen abgesehen werden kdnne. Ungleiche Verhaltnisse nach der Scheidung be-
grundeten einen Ausnahmetatbestand (act. 126 S. 52 - 54). In seiner erganzen-
den Eingabe vom 1. Januar 2017 verlangt er fir die Berechnung der zu teilenden
Vorsorgeanspruche das Abstellen auf den Zeitpunkt der Anhangigmachung des
Scheidungsverfahrens. Er habe im Marz 2016 eine Wohnung gekauft und fir de-
ren Finanzierung Vorsorgegeld verwendet. Des weiteren macht er unter Hinweis
auf die Villa der Beklagten auf dem ... und seine eigene Familiensituation mit elf
Kindern mit sieben Muttern geltend, es lagen wichtige Grinde vor, die Teilung
ganz zu verweigern; die Beklagte sei die einzige Mutter, die Millionarerbin sei;

Gleichstellungsaspekte schldossen eine Teilung aus (act. 135).

13.2 Die Beklagte halt an ihrem bereits vor Vorinstanz eingenommenen Stand-
punkt fest, wonach Anwartschaften bei der Teilung der BVG-Vorsorge nicht rele-
vant seien; die Vorinstanz habe daher zu Recht die Edition der Steuererklarungen
der Eltern der Beklagten nicht verlangt. Die vom Klager zitierte Rechtsprechung
sei nicht einschlagig (act. 139 S. 26 f. Rz 90 - 97). Gesttitzt auf die Ubergangsbe-
stimmung flr das per 1. Januar 2017 neu in Kraft getretene Recht zum Vorsorge-
ausgleich geht sie sodann davon aus, das das neue Recht zwar auf das hangige
Verfahren Anwendung finde, dass indes wegen des Grundsatzes der Nichtriick-
wirkung von Gesetzesanderungen eine Teilung per Anhangigmachung des
Scheidungsverfahrens (18. Juli 2014) zu verneinen sei. Der Stichtag durfe nicht
weiter zurtick fallen als bis zum Inkraftireten des Gesetzes, weshalb die wahrend
der Dauer der Ehe bis zum 1. Januar 2017 erworbenen Austrittsleistungen zu tei-
len seien; diese Austrittsleistungen seien neu zu ermitteln, und Dispositiv Ziff. 12
lit. b sei gestutzt auf die zutreffenden Erwagungen der Vorinstanz zu bestatigen
(act. 139 S. 48/49).

13.3 Die Vorinstanz wandte im angefochtenen Entscheid das damals geltende
Recht an und hielt zunachst fest, dass die halftige Teilung der Vorsorgeleistungen

voraussetzungslos sei und sich am abstrakten Kriterium der formellen Ehedauer
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orientiere. Der gesetzliche Verweigerungsgrund von Art. 123 Abs. 2 aZGB erfor-
dere, dass die Teilung aufgrund der glterrechtlichen Auseinandersetzung oder
der wirtschaftlichen Verhaltnisse nach der Scheidung offensichtlich unbillig sei
(act. 128 S. 104 f. unter Hinweis auf BGE 1351l 153 E. 6.1, 133 Il 497 E. 4.2,
133 Il 401 E. 3.2 u.a.). Der Klager habe keine Grunde geltend gemacht, welche
einen Rechtsmissbrauch gemass Art. 2 Abs. 2 ZGB zu begrinden vermdchte; so-
dann prasentierten sich die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Parteien nach der
Scheidung so, dass beide Parteien vor und nach der Scheidung namhafte Ver-
mogenswerte besassen, wobei jene der Beklagten zwar hoher seien, indes nicht
in einem Verhaltnis, das fur sich betrachtet als offensichtlich unbillig erscheine;
uberdies sei die Diskrepanz auch nicht das Ergebnis der guterrechtlichen Ausei-
nandersetzung. Insgesamt rechtfertige sich die Verweigerung einer Teilung der
beruflichen Vorsorge nicht. Die Vorinstanz verneinte sodann die vom Klager
verlangte Berucksichtigung von erbrechtlichen Anwartschaften der Beklagten
(act. 128 S. 107 - 114).

13.4 Fir die berufliche Vorsorge bei Scheidung gilt nach Art. 7d Abs. 1 SchiT
ZGB das neue Recht, sobald die Anderung in Kraft getreten ist. Nach Art. 122
ZGB erfolgt der Vorsorgeausgleich nicht mehr auf das Datum des rechtskraftigen
Scheidungsurteils hin; nach neuem Recht sind die Anspriiche aus der beruflichen
Vorsorge nur noch bis zum Zeitpunkt der Einleitung des Scheidungsverfahrens
auszugleichen. Wie die Rechtsanderung Ubergangsrechtlich zu behandeln ist,
wird in der bisher dazu ergangenen Literatur uneinheitlich beurteilt. Mit Blick auf
das Ergebnis, das fur die wirtschaftlich schwachere Partei bei langdauernden Ver-
fahren mitunter stossend sei sowie gestutzt auf den allgemeinen Grundsatz der
Nichtrickwirkung gemass Art. 1 Abs. 1 SchiT ZGB wird die Auffassung vertreten,
dass fir die vor einer kantonalen Instanz hangigen Verfahren der 1. Januar 2017
als Stichtag zu gelten habe (GEISER, AJP 2015 S. 1371 ff., S. 1386; SCHWANDER,
Grundsatze des intertemporalen Rechts und ihre Anwendung auf neuere Geset-
zesrevisionen, in: AJP 2016 S. 1575 ff., S. 1586/7; fur das neue Kindesunterhalts-
recht sodann: DOLDER, Betreuungsunterhalt: Verfahren und Ubergang, in:
FamPra.ch 2016 S. 917 ff., S. 920). Demgegenlber steht die Auffassung, dass

bei Inkrafttreten vor einer kantonalen Instanz hangigen Verfahren der Ausgleich
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auf die Einleitung des Scheidungsverfahrens zurlick zu beziehen ist (FANKHAU-
SER, in: FamPra.ch 2017 S. 157 f.). Letzterer Auffassung schliesst sich der Klager

an, der ersteren die Beklagte.

Die Beklagte weist zunachst korrekt darauf hin, dass die konkreteren Ubergangs-
bestimmungen der allgemeinen von Art. 1 Abs. 1 SchiT ZGB vorgehen. Die all-
gemeinen Ubergangsbestimmungen (Art. 1 - 4 SchiT ZGB) geben zwar Leitlinien
vor, sie bilden eine Art "allgemeiner Teil" der nachfolgenden Ubergangsrechtlichen
Spezialbestimmungen von Art. 5 - 50 SchiT ZGB (SCHWANDER, a.a.0., S. 1578).
Fir die berufliche Vorsorge gilt die Spezialbestimmung gemass Art. 7d Abs. 1 und
2 SchiT ZGB. Es qilt das neue Recht sobald es in Kraft getreten ist (Art. 7d Abs. 1
SchIT ZGB) und auf Scheidungsprozesse, die am 1. Januar 2017 vor einer kanto-
nalen Instanz hangig sind, findet das neue Recht Anwendung (Art. 7d Abs. 2
SchiT ZGB). Die Bestimmung kniipft an den Wortlaut der Ubergangsbestimmung
im Kindesunterhaltsrecht an (Art. 13c bis SchIT ZGB), der wiederum jenem ent-
spricht, welcher bereits bei der Scheidungsrechtsrevision per 1. Juni 2004 ver-
wendet wurde (Art. 7b SchiT ZGB). Entsprechend der Regelung im neuen Kin-
derunterhaltsrecht (vgl. dazu LE160066, OGer |. ZK vom 1. Marz 2017; DOLDER,
Betreuungsunterhalt, Verfahren und Ubergang, in: FamPra 2016, S. 918/919;
SCHWANDER, Grundsatze des intertemporalen Rechts und ihre Anwendung auf
neuere Gesetzesrevisionen, in: AJP 2016 S. 1586) ist daher der Eintritt der Wirk-
samkeit des neuen Rechts auf den Zeitpunkt seines Inkrafttreten per 1. Januar
2017 festzusetzen.

13.5 Gemass Art. 123 Abs. 1 ZGB werden die erworbenen Austrittsleistungen
samt Freizugigkeitsguthaben und Vorbezigen von Wohneigentum wie im bisheri-
gen Recht grundsatzlich halftig geteilt. Mit dem neuen Recht haben die Parteien
und die Gerichte indes mehr Gestaltungsmdglichkeiten erhalten. Ein Abweichen
von der halftigen Teilung nach unten und (unter engeren Voraussetzungen) eine
Uberhalftige Teilung ist einfacher moglich als nach bisherigem Recht. Geht es wie
vorliegend um eine Scheidung vor Eintritt eines Vorsorgefalls und damit aus-
schliesslich um die Teilung von Vorsorgeguthaben, hat sich nichts Grundsatzli-

ches geandert. Fur die Verweigerung der halftigen Teilung sieht das neue Recht
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in Art. 124b ZGB eine generelle Ausnahmeklausel vor. Das Gericht kann gemass
Art. 124b Abs. 2 ZGB von der halftigen Teilung abweichen oder ganz auf die Tei-
lung verzichten, wenn wichtige Grunde vorliegen. Dabei ist nach der Botschaft in-
des darauf zu achten, dass der Grundsatz der halftigen Teilung nicht ausgehdhit
wird. Allein unterschiedliche Vermdgensverhaltnisse und Erwerbsaussichten ge-
nigen grundsatzlich nicht, vom Grundsatz abzuweichen, weil der Vorsorgeaus-
gleich zum Ziel hat, wahrend der Ehe gedufnete Anspruche zu teilen; die Leis-
tungsfahigkeit der Ehegatten ist deshalb grundsatzlich nicht zu berticksichtigen.
Nicht jede Ungleichheit, die bei einer halftigen Teilung entsteht oder bestehen
bleibt, bildet einen wichtigen Grund im Sinne dieser Bestimmung. Der Vorsorge-
ausgleich soll aber auch nicht zu geradezu unbilligen Situationen flhren (BOT-
SCHAFT zur Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches [Vorsorgeausgleich
bei Scheidung] vom 29. Mai 2013, BBI 2013 4918/9). Verlangt ist nicht mehr wie
im alten Recht eine offensichtliche, es genugt auch eine "nicht qualifizierte" Unbil-
ligkeit. Gemass gesetzlicher Regelung kann sich die Unbilligkeit insbesondere
aufgrund der guterrechtlichen Auseinandersetzung oder der wirtschaftlichen Ver-
haltnisse nach der Scheidung ergeben oder aufgrund der Vorsorgebedurfnisse
(Art. 124b Abs. 2 Ziff. 1 und 2 ZGB). Die Teilung der Vorsorgeanspruche ist also
unbillig, wenn die dadurch entstehende vorsorgerechtliche Situation des einen
Ehegatten im Vergleich zu jener des andern stossend ware (BOTSCHAFT, a.a.O.).
Als weiterer wichtiger Grund kommt sodann — wie dies auch schon unter dem bis-
herigen Recht der Fall war (vgl. z.B. BGE 133 lll 497 ff. E. 4.7) — der offenbare
Rechtsmissbrauch in Betracht (zum Ganzen: GEISER, Gestaltungsmaoglichkeiten
beim Vorsorgeausgleich, in: ZBJV 2017/1 S. 14; JUNGO/GRUTTER, FamKomm
ZGB |, 3.A., Art. 124b N 11 ff.).

13.6.1 Die Vorinstanz hat zunachst den Verweigerungsgrund des Rechtsmiss-
brauchs verneint, was im Berufungsverfahren zu Recht nicht in Frage gestellt wird

und auch unter der Geltung des neuen Rechts nicht zu beanstanden ist.

13.6.2 Was die Erbanwartschaften der Beklagten betrifft, hat die Vorinstanz zu-
treffend darauf hingewiesen, dass das Surrogat fur die Vorsorge im Zeitpunkt der

Scheidung vorhanden sein misse, was eben gerade bei der Anwartschaft nicht
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der Fall sei. Sodann verwies sie darauf, dass selbst dann, wenn das Vermogen
der Eltern wie vom Klager behauptet, heute vorhanden sei, seine Berechnung
des Anteils der Beklagten nicht zutreffe und offen sei, ob es im Zeitpunkt des To-
des eines oder beider Elternteile noch vorhanden sei und allenfalls in welcher Ho-
he, zumal es den Erblassern offenstehe, dieses auch zu verbrauchen (act. 128
S. 105/106 und S. 111/112). Damit setzt sich der Klager im Berufungsverfahren
nicht auseinander. Wenn er davon ausgeht, die Erbanwartschaft sei vor allem
deshalb zu beachten, weil sie so hoch sei, dann kann ihm nicht gefolgt werden,
bleibt es doch ungeachtet der — im Ubrigen bestrittenen — Hohe dabei, dass im
heutigen Zeitpunkt der Bestand in hohem Masse unsicher bleibt. Insoweit hat die
Gesetzesanderung nichts geandert. Nach neuem Recht genugt es zwar, dass die
Vorsorge im massgeblichen Zeitpunkt, in welchem Uber die Teilung bzw. Uber die
(teilweise) Verweigerung der Teilung der Vorsorgeanspruche befunden wird, an-
gemessen gewahrleistet ist (Art. 124b Abs. 1 ZGB). Das Surrogat hat damit einen
(teilweisen) Verzicht oder eine (teilweise) Verweigerung der Teilung nicht ganzlich
zu ersetzen. Es bleibt aber dabei, dass die angemessene Alters- und Invaliden-
vorsorge gewéhrleistet sein muss. Dies kann bei der erwahnten Unsicherheit der
Erbanwartschaft der Beklagten nicht angenommen werden. Entgegen der Auffas-
sung des Klagers verletze beidiesem Ergebnis die Vorinstanz auch nicht das kla-
gerische Recht auf Beweis, indem sie die Edition der Steuerunterlagen der Eltern

der Beklagten nicht anordnete.

13.6.3 Dass die Unbilligkeit einer halftigen Teilung unabhangig von den Erban-
wartschaften der Beklagten aus andern Grunden begrindet ware, macht der Kla-
ger im Berufungsverfahren nicht (mehr) geltend und ist auch nicht ersichtlich.
Vielmehr kann, sowohl fir das Ergebnis der giterrechtlichen Auseinanderset-
zung, wie auch die wirtschaftlichen Verhaltnisse der Parteien nach der Scheidung
auf die zutreffenden Erwagungen der Vorinstanz verwiesen werden (act. 128

S. 107 - 111). Auch das neue Recht rechtfertigt kein Abweichen von der halftigen
Teilung.

13.7.1 Beider Berechnung des klagerischen Guthabens ist wie dies die Vor-

instanz zutreffend dargelegt hat, der wahrend der getatigte WEF-Vorbezug von
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CHF 122'000.00 zu berucksichtigen. Gemass dem von der Vorsorgeeinrichtung
des Klager eingereichten Beleg betragt das klagerische Guthaben per 1. Januar
2017 CHF 346'893.60 (act. 154). Abzuglich des per 1. Januar 2017 aufgezinsten
vorehelichen Guthabens von CHF 68'283.60 ergibt sich ein zu teilender Betrag
von CHF 278'610.00.

13.7.2 Das Guthaben der Beklagten betrug gemass Bestatigung der Freizligig-
keitsstiftung der Zurcher Kantonalbank per 31. Dezember 2016 CHF 71'922.95
(act. 153). Entsprechend der im vorinstanzlichen Verfahren von der Beklagten
vorgenommenen und vom Klager nicht in Frage gestellten Berechnung (act. 85),
welche die Beklagte mit ihrer Eingabe vom 2. Juni 2017 fortsetze (act. 157),
kommt hievon der Betrag per Heiratsdatum (CHF 63'679.90.00) — per 1. Januar
2017 aufgezinst — in Abzug. Er betragt (gegeniber der Beklagten leicht modifi-
ziert) CHF 67'818.00. Somit ergibt sich ein zu teilender Betrag von 3'970.00. Ins-
gesamt resultiert ein der Beklagten auszugleichender Betrag von CHF
137'320.00.

13.7.3 Die Beklagte macht in ihrer Eingabe geltend, es sei gemass Art. 22a
Abs. 3 FZG der Kapitalabfluss und Zinsverlust infolge Vorbezug fir Wohneigen-
tum anteilsmassig dem vor der Eheschliessung und dem danach geaufneten Vor-
sorgeguthaben zu belasten (act. 157 S. 2). Es kann offen bleiben, ob das Vor-
bringen noch berucksichtigt werden kann. Gemass der "unwiderruflichen Erkla-
rung" des Klagers vom 26. Februar 2016 (act. 87/22) besteht mit Bezug auf den
Zinsertrag auf dem WEF-Vorbezug eine Regelung, welche von der Beklagten vor
Vorinstanz ausdrtcklich zur Bedingung fur ihr Einverstandnis zum Vorbezug ge-
macht wurde (act. 85 S. 6) und im angefochtenen Entscheid entsprechend seinen
Niederschlag gefunden hat. In der Anschlussberufung beantragte die Beklagte
ausdricklich die Bestatigung dieser Regelung (act. 139 S. 4 Ziff. 5.2). Die Rege-
lung erscheint ohne weiteres als zulassig, und es muss dabei sein Bewenden ha-
ben; eine erganzende Berechnung der Vorsorgeeinrichtung erubrigt sich damit.
Entsprechend der "unwiderruflichen Erklarung" ist der halftige Anteil des Zinser-
trages auf dem WEF-Vorbezug ab Auszahlung des Betrages am 29. Marz 2016

bis zur Rechtskraft des Urteils zusatzlich geschuldet
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1.1 Die Prozesskosten werden den Parteien nach dem Ausgang des Verfahrens
in der Regel nach Obsiegen und Unterliegen auferlegt (Art. 106 ZPO). In gewis-
sen — in Art. 107 ZPO aufgezahlten — Fallen kann von den Verteilungsgrundsat-

zen abgewichen und die Prozesskosten konnen nach Ermessen verteilt werden.

1.2 DieVorinstanz ging bei der Kostenverlegung in Abwagung der im Streit lie-
genden Punkte in einer Gesamtbetrachtung davon aus, es sei insgesamt von ei-
nem Obsiegen der Beklagten im Umfang von gerundet 65% auszugehen. Sie hat
entsprechend dem Klager die Kosten zu 65% und der Beklagten zu 35% auferlegt
(act. 128 S. 116). Beide Parteien beantragen die Aufhebung dieser Kostenauflage
(Dispositiv Ziff. 15 des angefochtenen Entscheides). Der Klager verlangt die Auf-
lage gemass Ausgang des obergerichtlichen Verfahrens (act. 126 S. 2), ohne dies
weiter zu begrinden, die Beklagte verlangt, es seien die Kosten vollumfanglich
dem Klager aufzuerlegen (act. 139 S. 5 und 49). Da — wie sich aus den vorste-
henden Erwagungen ergibt — das vorinstanzliche Erkenntnis mit Bezug auf die
Unterhaltsregelung nur eine geringflgige Korrektur erfahrt und mit Bezug auf das
Besuchsrecht die halftige Kostenteilung angemessen bleibt, rechtfertigt sich fur
das erstinstanzliche Verfahren an der vorinstanzlich vorgenommenen Aufteilung

festzuhalten.

2.1 DerKlager rugt in der Berufung, die Vorinstanz habe die Gerichtskosten
falsch berechnet. Ohne einen diesbeziglichen Antrag zu stellen, geht erin der
Begrindung davon aus, dass dies von Amtes wegen zu Kkorrigieren sei (act. 126
S. 54). Die Beklagte schliesst sich dem Einwand an und verlangt die Aufhebung
von Dispositiv Ziff. 14 des angefochtenen Urteils und die Festsetzung der Ent-
scheidgebuhr fir das erstinstanzliche Verfahren auf maximal CHF 13'000.00. Sie
macht Uber den besagten Berechnungsfehler hinaus geltend, die Vorinstanz habe
ihr Ermessen Uberschritten, da bei Streitigkeiten Uber wiederkehrende Leistungen

die Gerichtsgebuhr zu ermassigen sei und diese bei nicht vermogensrechtlichen
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Streitigkeiten in der Regel nicht mehr als CHF 13'000.00 betrage (act. 139 S. 5,
28 und 49).

2.2 Die Tarife fur die Prozesskosten werden von den Kantonen festgesetzt

(Art. 96 ZPO), im Kanton Zirich richten sie sich nach der Gebuhrenverordnung
des Obergerichts vom 8. September 2010 (GebV OG) bzw. nach der Anwaltsge-
bldhrenverordnung vom 8. September 2010 (AnwGebV). Bei nicht vermdgens-
rechtlichen Streitigkeiten wird die Gebuhr nach dem tatsachlichen Streitinteresse,
dem Zeitaufwand des Gerichts und der Schwierigkeit des Falles bemessen. Sind
in diesem Rahmen auch vermdgensrechtliche Rechtsbegehren zu entscheiden,
die das Verfahren aufwendig gestalten, kann die GebUhr bis zum Betrag erhdht
werden, der fur den Entscheid Uber die vermogensrechtlichen Rechtsbegehren al-
lein zu erheben ware (§ 5 Abs. 1 und 2 GebV OG). Bei vermdgensrechtlichen
Streitigkeiten bemisst sich die Gebuhr nach dem Streitwert, wobei unter Beruck-
sichtigung des Zeitaufwandes des Gerichts und der Schwierigkeit des Falles eine
Ermassigung oder eine Erhdhung bis zu einem Drittel und in Ausnahmefallen bis
auf das Doppelte erfolgen kann (§ 4 Abs. 1 und 2 GebV OG). Bei Streitigkeiten
uber wiederkehrende Leistungen wird die Grundgebihr gemass § 4 Abs. 3 GebV

OG in der Regel ermassigt.

2.3 Nachdem die Scheidungsklage vom Klager am 18. Juli 2014 erhoben wor-
den war, schlossen die Parteien am 29. Oktober 2014 eine Teilvereinbarung (act.
19). Strittig blieben insbesondere die Unterhaltsregelungen (Kinder- und nachehe-
licher Unterhalt) sowie der Vorsorgeausgleich. Zu entscheiden hatte die Vo-
rinstanz sodann Uber die Besuchsregelung, weil sie die Vereinbarung der Partei-
en insoweit nicht genehmigte. Uber die strittig gebliebenen Punkte wurde das
erstinstanzliche Verfahren dann sehr aufwendig weitergefuhrt, was sich letztlich
im umfangreichen Urteil niederschlug (S. 22 - 114 des angefochtenen Entschei-
des befassen sich mit der Unterhalts- und Vorsorgeregelung). Wenn die Vor-
instanz bei dieser Sachlage die Gerichtskosten nach den vermdgensrechtlichen
Rechtsbegehren bemass, entspricht dies der entsprechenden Verordnung und ist
nicht zu beanstanden. Die Vorinstanz hat sodann begrindet, weshalb sie eine
volle Grundgebuhr veranschlagte (act. 128 S. 116/117), mithin trotz des erhebli-
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chen Aufwandes keine Erhdohung gemass § 4 Abs. 2 GebV OG vorsah, auf der
andern Seite aber auch keine Reduktion gestitzt auf § 4 Abs. 3 GebV OG. Damit
setzen sich die Parteien in ihren Berufungsschriften nicht auseinander. Das Vor-
gehen der Vorinstanz erscheint sachgerecht und bedarf keiner Korrektur. Immer-
hin erweist sich der Einwand der Parteien, dass die Vorinstanz den Streitwert

flr die Kinderunterhaltsbeitrage um die Halfte zu hoch veranschlagte, als zutref-
fend. Der Streitwert fur das erstinstanzliche Verfahren reduziert sich somit um
CHF 330'000.00 auf rund CHF 1'025'000.00, wovon rund CHF 125'000.00 (Vor-
sorgeausgleich) nicht periodische Leistungen betreffen. Die Entscheidgebuhr fur
das erstinstanzliche Verfahren ist bei diesem Streitwert auf CHF 31'000.00 fest-
zusetzen, die Grundgebuhr der Prozessentschadigung auf CHF 31'500.00, erhoht
um die Halfte (act. 127 S. 117) CHF 47'250.00.

3.1 Im Berufungsverfahren ist der Streitwert gestutzt auf die Antrage der Beru-
fungsbegrundung und jene der Anschlussberufung zu berechnen. Gegenstand
des Verfahrens bilden im Wesentlichen wiederum die Unterhaltsbeitrage (Kinder
und nachehelich) sowie der Vorsorgeausgleich; hinzu kommen die Prozesskos-
ten. Kaum ins Gewicht fallt die Besuchsregelung. Dabei wird nachstehend fir die
Kinderunterhaltsbeitrdge von einer Dauer bis zur Volljahrigkeit der Kinder ausge-

gangen.

3.1.1 Die Vorinstanz sprach Kinderunterhaltsbeitrage in der Hohe von gesamt-
haft CHF 556'000.00 und nachehelichen Unterhalt von CHF 168'742.00 (zusam-
men CHF 724'742.00) sowie einen Vorsorgeausgleich von CHF 125'834.00 zu;
insgesamt wurden Leistungen im Gesamtbetrag von CHF 850'576.00 zugespro-
chen. Sodann geht es um die Gerichtskosten von CHF 87'400.00 (CHF 34'960.00
und CHF 52'440.00).

3.1.2 Der Klager beantragt auch im Berufungsverfahren die Zusprechung von
Kinderunterhaltsbeitragen von je CHF 1'000.00 pro Kind, das ergibt einen Ge-
samtbetrag von CHF 255'000.00. Die beantragte Differenz zu den erstinstanzlich
insgesamt zugesprochenen Leistungen, (d.h. inkl. Vorsorgeguthaben von

CHF 125'834.00) betragt CHF 595'576.00. Im Bereich der Prozesskosten ersucht
er um Anderung im Umfang seiner Belastung, mithin 65% oder CHF 50'862.50.
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3.1.3 Die Beklagte fordert in der Anschlussberufung eine Anpassung des Vor-
sorgeausgleichs per 1. Januar 2017. Gestultzt auf die vorstehende Berechnung
ergibt sich — bedingt durch die Gesetzesanderung — eine Differenz zum vor-
instanzlich zugesprochenen Betrag von CHF 11'486.00. Sodann verlangt sie
Kinderunterhaltsbeitrage von total CHF 662'000.00 sowie nachehelichen Unter-
halt von CHF 326'220.00, total CHF 988'220.00, was gegentber den vorinstanz-
lich zugesprochenen Unterhalts- und Vorsorgeleistungen eine Differenz von
CHF 274'964 ergibt. Bei den Prozesskosten beantragt sie eine Anderung im Um-
fang ihrer Belastung, mithin 35% oder CHF 30'590.00.

3.1.4 Insgesamt ist fur Berufung und Anschlussberufung von einem Streitwert
von CHF 744'706 auszugehen, wobei es sich beim Betrag des Vorsorgeaus-
gleichs um nicht wiederkehrende Leistungen handelt. Der auch im Berufungsver-
fahren betrachtliche Aufwand rechtfertigte eine Erhéhung im Rahmen von § 4
Abs. 2 GebV OG, der Umstand, dass es weitgehend um wiederkehrende
Leistungen geht, demgegenuber eine Reduktion. Insgesamt erweist es sich auch
im Berufungsverfahren als angemessen, von einer vollen Grundgebuhr auszuge-
hen. Diese liegt bei (gerundet) CHF 25'600.00 fur die Entscheidgebuhr und bei
CHF 27'550.00 fur die Parteientschadigung. Zuschlage sind angesichts des klei-
nen zusatzlichen Aufwandes fur die noch eingeholten Stellungnahmen keine zu

berechnen.

3.2 Im Berufungsverfahren sind gestutzt auf die vorstehenden Erwagungen Un-
terhaltsleistungen im Gesamtbetrag von rund CHF 704'000.00 zuzusprechen; das
ist — bedingt durch Zeitablauf — etwas weniger als vor Vorinstanz. Sodann bleibt
es bei der Teilung der Vorsorgeleistungen, wobei sich dieser Betrag leicht erhoht.
Die vorinstanzliche Kosten- und Entschadigungsregelung erweist sich damit als
angemessen und ist zu bestatigen. Entsprechend sind dem Klager die Kosten zu
65% und der Beklagten zu 35% aufzuerlegen. Sodann ist der Klager zu verpflich-
ten, der Beklagten fur das vorinstanzliche Verfahren eine auf 30% reduzierte Pro-
zessentschadigung von CHF 14'175.00 zuziglich 8% Mehrwertsteuer zu bezah-

len.
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Die Beklagte obsiegt mit ihrer Anschlussberufung mit Bezug auf die Besuchsrege-
lung und den Vorsorgeausgleich. Im Ubrigen erweisen sich sowohl die Berufung
wie auch die Anschlussberufung im Wesentlichen als unbegrindet. Der Anteil des
Klagers belauft sich dabei auf rund 80% und derjenige der Beklagten auf rund
20%. Insgesamt rechtfertigt es sich, die Kosten des Berufungsverfahrens dem
Klager zu 80% und der Klagerin zu 20% aufzuerlegen. Beidiesem Ergebnis ist
der Klager sodann zu verpflichten, der Beklagten eine auf 60% reduzierte Pro-
zessentschadigung, mithin CHF 16'530.00 zuzlglich 8% Mehrwertsteuer zu be-

zahlen.

Es wird erkannt:

1.  In Abweisung der Berufung und teilweiser Gutheissung der Anschlussberu-
fung werden Dispositiv Ziffern 6 a) bis c), Ziff. 7, 8, 9, 12 sowie Ziff. 14 - 16

aufgehoben und wie folgt neu gefasst:

Ziff. 6
lit. a) Der Klager wird fur berechtigt und verpflichtet erklart, die Kinder C. und
D. jeweils am ersten Samstag eines jeden Monats von 10:00 Uhr bis 18:00 Uhr zu

sich oder mit sich auf Besuch zu nehmen.

Es wird einstweilen kein Feiertags- und Ferienbesuchsrecht festgelegt.

Die Parteien sind berechtigt, einvernehmlich und unter Beriicksichtigung der Bedirfnisse
und Interessen der Kinder ein weitergehendes oder abweichendes Besuchsrecht des Kla-

gers zu vereinbaren.

lit. b und c) bleiben aufgehoben.

Ziff. 7

a) Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten mit Wirkung ab Rechtskraft des Schei-

dungsurteils fur den Unterhalt und die Erziehung der Kinder C. und D. monatli-

che Unterhaltsbeitrage won Fr. 1'500.— (davon Fr. 155.00 Betreuungsunterhalt bis No-
vember 2020), zuzuglich gesetzlicher und / oder vertraglicher Familienzulagen, je Kind zu

bezahlen.
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Der Kinderunterhalt ist geschuldet monatlich im Voraus, jeweils auf den ersten eines jeden
Monats auch Uber die Mindigkeit des jeweiligen Kindes hinaus bis zum Abschluss einer

angemessen Ausbildung.

Er ist zahlbar an die Beklagte auch Uber die Mindigkeit des jeweiligen Kindes hinaus, so-
lange dieses bei der Beklagten wohnt und keine selbstédndigen Anspriche gegen den Kla-

ger stellt oder einen anderen Zahlungsempfanger bezeichnet.

b) Der Klager wird verpflichtet, sich an den ausserordentlichen Kosten der Kinder (wie
aufwandigen Zahnbehandlungen, kieferorthopadischen Behandlungen, schulischen Forde-
rungsmassnahmen) nach vorgangiger Information und Vorlage entsprechender Rechnun-
gen halftig zu beteiligen, soweit nicht Dritte, insbesondere Versicherungen, dafir aufkom-
men. Bei Uneinigkeit steht es jener Partei, welche fiir ausserordentliche Kosten der Kinder
zunachst alleine aufzukommen hat, offen, die halftige Beteiligung der anderen Partei ge-

richtlich geltend zu machen.

Ziff. 8

a) Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten personlich monatlich im Voraus jeweils auf
den ersten eines jeden Monats zahlbare nacheheliche Unterhaltsbeitrage (ab Rechtskraft:
Vorsorgeunterhalt von Fr. 588.— monatlich eingeschlossen) im Sinne von Art. 125 ZGB wie

folgt zu bezahlen:

- ab 1. Januar 2017 bis Rechtskraft Fr. 588.00
- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 3'130.00
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 3'390.00
- ab Dezember 2020 bis November 2022 Fr. 2'625.00
- ab Dez. 2022 bis November 2026 Fr. 2'565.00

b) Ab Dezember 2026 ist kein nachehelicher Unterhalt mehr geschuldet.

Ziff. 9
Die Festsetzung der Unterhaltsbeitrage gemass obigen Ziffern 7 und 8 basiert auf folgenden

Grundlagen:

Einkommen Beklagte (netto) / Vermdgen

- ab Rechtskraft bis 30. November 2020: Fr. 2'390.—
- ab Dezember 2020: Fr. 3'370.—
- Vermdgen ab Rechtskraft: Fr.  802'000.—

Einkommen Kléger (netto) / Vermdgen
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- Lohn (inkl. aller Sonderzahlungen / Ertrage): Fr. 28'540.--

- Vermogen ab Rechtskraft: Fr. 153'800.—

Gebiihrender Bedarf Beklagte (inklusive Kinder / Steuern / FaZu abgezogen)

- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 7'928.—
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 8'188.—
- ab Dezember 2020 bis Marz 2021 Fr. 8'448.—
- ab April 2021 bis November 2022 Fr. 8'398.—
- ab Dez. 2022 bis November 2026 Fr. 8'348.—

Gebiihrender Bedarf Beklagte (ohne Kinder, mit Steuern [auch fiir Kinderunterhaltsbeitrag]

und Vorsorgeunterhalt):

- ab Rechtskraft bis November 2026 Fr. 6'010.—

Gebulhrender Bedarf Kinder (ohne Abzug Familienzulage)

C. D.
- ab Rechtskraft bis Marz 2019 Fr. 1'623.— Fr. 1'5693.—
(davon pro Kind CHF 155.00 Betreuungsunterhalt)
- ab April 2019 bis November 2020 Fr. 1'823.— Fr. 1'593.—
(davon pro Kind CHF 155.00 Betreuungsunterhalt)
- ab Dezember 2020 Fr. 1728.— Fr. 1'698.—
Ziff. 12
a) Die Pensionskasse des Klagers, E. Foundation for F. , ..vy ... [Adresse], wird

angewiesen, mit Rechtskraft des Scheidungsurteils vom Konto des Klagers (Vertrags-Nr. ...,
Vers.-Nr....) Fr. 137'320.-- auf das Freizugigkeitskonto der Beklagten bei der Zircher Kan-

tonalbank, Freizlgigkeitsstiftung, Postfach 8010 Zirich (Konto-Nr. ...), zu Uberweisen.

b) Die Pensionskasse des Klagers, E.__ Foundation for F.___ | ..., ... [Adresse],
wird weiter angewiesen, mit Rechtskraft des Scheidungsurteils vom Konto des Klagers (Ver-
trags-Nr. ..., Vers.-Nr....) zusatzlich zum Betrag gemass obiger lit. a) den im Zeitraum 29.
Marz 2016 bis Rechtskraft des Scheidungsurteiles auf dem WEF-Vorbezug des Klagers von

Fr. 122'000.— anfallenden, anhand des fiir Freizligigkeitsguthaben im obligatorischen Be-
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reich geltenden Zinssatzes berechneten Zinsertrag, auf das Freizlgigkeitskonto der Beklag-
ten bei der Zircher Kantonalbank, Freizlgigkeitsstiftung, Postfach 8010 Zirich (Konto-Nr.

...), zu Uberweisen.

Ziff. 14
Die Entscheidgebihr wird auf Fr. 31'000.— festgesetzt. Allfallige weitere Kosten bleiben
vorbehalten.

Ziff. 15

Die Kosten werden dem Klager zu 65% und der Beklagten zu 35% auferlegt.

Ziff. 16
Der Klager wird verpflichtet, der Beklagten eine reduzierte Parteientschadigung von
Fr. 14'175.—, zuzuglich 8% Mehrwertsteuer (= Fr. 1'134.—), zu bezahlen.

Die zweitinstanzliche Entscheidgebuhr wird auf Fr. 25'600.-- festgesetzt.

Die Gerichtskosten fur das zweitinstanzliche Verfahren werden dem Klager
und Berufungsklager zu 80% auferlegt und teilweise mit dem vom ihm ge-
leisteten Kostenvorschuss verrechnet. Im Umfang von 20% werden sie der

Beklagten und Berufungsbeklagten auferlegt.

Der Klager und Berufungsklager wird verpflichtet, der Beklagten und
Berufungsbeklagten fur das zweitinstanzliche Verfahren eine reduzierte
Prozessentschadigung von Fr. 16'530.--, zuziglich 8% Mehrwertsteuer
(= Fr. 1'322.40) zu bezahlen.

Schriftiche Mitteilung an die Parteien, an den Klager und Berufungsklager
unter Beilage eines Doppels von act. 157, an die Pensionskassen im Dispo-
sitivauszug Ziff. 1, dort Ziff. 12, sowie an das Bezirksgericht Zlrich, 2. Abtei-
lung, Einzelgericht und an die Obergerichtskasse, je gegen Empfangs-

schein.

Nach unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist gehen die erstinstanzlichen

Akten an die Vorinstanz zurtick.
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6. Eine Beschwerde gegen diesen Entscheid an das Bundesgericht ist innert
30 Tagen von der Zustellung an beim Schweizerischen Bundesgericht,
1000 Lausanne 14, einzureichen. Zulassigkeit und Form einer solchen Be-
schwerde richten sich nach Art. 72 ff. (Beschwerde in Zivilsachen) oder
Art. 113 ff. (subsidiare Verfassungsbeschwerde) in Verbindung mit Art. 42
des Bundesgesetzes Uber das Bundesgericht (BGG).
Dies ist ein Endentscheid im Sinne von Art. 90 BGG.
Es handelt sich um eine vermégensrechtliche Angelegenheit. Der Streitwert betragt ca.

Fr.745'000.--.
Die Beschwerde an das Bundesgericht hat keine aufschiebende Wirkung.

Obergericht des Kantons Zurich
Il. Zivilkammer

Der Gerichtsschreiber:

lic. iur. R. Barblan

versandt am:



	Urteil vom 23. Juni 2017
	Rechtsbegehren:
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	Die Parteien beantragen übereinstimmend, es sei ihre Ehe gestützt auf Art. 114 ZGB zu scheiden.
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	2. Die zweitinstanzliche Entscheidgebühr wird auf Fr. 25'600.-- festgesetzt.
	3. Die Gerichtskosten für das zweitinstanzliche Verfahren werden dem Kläger und Berufungskläger zu 80% auferlegt und teilweise mit dem vom ihm geleisteten Kostenvorschuss verrechnet. Im Umfang von 20% werden sie der Beklagten und Berufungsbeklagten au...
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